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Management Summary 

Die Motion 20.4329 «Schweizerische Erdbebenversicherung mittels System der Eventualverpflich-

tung» beauftragt den Bundesrat, «die verfassungsrechtlichen und/oder gesetzlichen Grundlagen für 

die Schaffung einer Schweizerischen Erdbebenversicherung mittels einem System der Eventualver-

pflichtung zu schaffen». Hauseigentümer sollen verpflichtet werden, im Falle eines Erdbebens einen 

bestimmten Prozentsatz des Versicherungswerts ihres Gebäudes als «Einmalprämie» – und nur im 

Ereignisfall – zu leisten. Diese sogenannte Eventualverpflichtung soll mittels Grundbucheintrag abgesi-

chert und die eingebrachten Mittel zweckgebunden für die Bewältigung der Folgen des Erdbebens 

(Wiederherstellungskosten an beschädigten / zerstörten Gebäuden) eingesetzt werden. Die bisherigen 

Arbeiten zur Schaffung einer schweizweiten, obligatorischen Versicherung zur Deckung von Erdbeben-

schäden an Gebäuden sind aus unterschiedlichen Gründen sowohl auf Bundes- als auch auf Konkor-

datsebene gescheitert. Mit der vom Parlament überwiesenen Motion liegt nun eine Variante auf dem 

Tisch, über welche wiederum politisch zu entscheiden ist. Der Bericht zeigt auf, wie eine Eventualver-

pflichtung ausgestaltet werden könnte und welche rechtlichen und organisatorischen Voraussetzungen 

dafür geschaffen werden müssten. 

Erdbeben gehören zu den grössten Risiken, denen die Schweiz ausgesetzt ist. Die Eintretenswahr-

scheinlichkeit für ein lokales Erdbeben mit Schäden an Gebäuden liegt bei ca. 1-3% pro Jahr. Die Um-

setzung von präventiven Massnahmen (erdbebengerechtes Bauen) hat in den letzten Jahren deutliche 

Fortschritte gemacht. Versichert gegen Erdbeben sind aktuell hingegen nur ca. 15% der Gebäude. Un-

ternehmen und Institutionen mit Bezug zu Immobilien, wie z.B. Pensionskassen, versichern ihre Ge-

bäude viel öfter als Private und die öffentliche Hand. 

Das von der Arbeitsgruppe Eventualverpflichtung erarbeitete Umsetzungskonzept nimmt den in der 

Motion vorgeschlagene Beitragssatz von höchstens 0,7% der Gebäudeversicherungssumme (d.h. ins-

gesamt rund CHF 20 Milliarden) auf und richtet so die Kapazität der Eventualverpflichtung auf ein Erd-

bebenereignis mit Wiederkehrperiode von 500 Jahre aus. Ausgeschlossen von der Eventualverpflich-

tung sind dabei Bauten des Bundes sowie Objekte mit einer Gebäudeversicherungssumme über CHF 

25 Mio. (dies betrifft insbesondere institutionelle Anleger oder grössere Unternehmen mit professionel-

lem Risikomanagement). Extrem starke Erdbeben (z.B. solche mit einer Wiederkehrperiode von 1000 

Jahren oder mehr) übersteigen die maximale Kapazität der Eventualverpflichtung. Für sie müsste eine 

anderweitige Finanzierung (z.B. private Versicherungslösung oder ausserordentliche Finanzhilfen des 

Staates) gefunden werden, sofern ein rascher Wiederaufbau angestrebt wird. 

Für die Gebäudeeigentümer bedeutet die Eventualverpflichtung, dass im Gegensatz zu einer klassi-

schen Versicherung keinerlei finanzielle Pflichten anfallen, solange sich nicht ein Erdbeben ereignet, 

welches über einer Mindestintensität liegt und erhebliche Gebäudeschäden verursacht. Die Auslösung 

der Eventualverpflichtung obliegt dem Bundesrat. Erst dann sind je CHF 100'000 Gebäudeversiche-

rungssumme ein Beitrag von höchstens CHF 700 zu entrichten. Geschädigte Gebäudeeigentümer ha-

ben einen Selbstbehalt von 5% der Versicherungssumme (mind. CHF 25'000) zu tragen. 

Die Kompetenz zur Regulierung von Naturgefahren, unter welche auch die Erdbeben fallen, liegt heute 

bei den Kantonen. Die Umsetzung der Motion 20.4329 hat deshalb eine Anpassung der Bundesverfas-

sung zur Folge. Der Bericht enthält dazu einen Vorschlag. Die notwendigen gesetzlichen Bestimmun-

gen zur Umsetzung der Eventualverpflichtung müssen im weiteren Verlauf erarbeitet werden.  
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1 Einleitung  

1.1 Auftrag und Zielsetzung 

Die am 10. März 2021 vom Ständerat und am 22. September 2021 vom Nationalrat angenommene 

Motion 20.4329 «Schweizerische Erdbebenversicherung mittels System der Eventualverpflichtung» der 

Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerats (UREK-S) beauftragt den Bundes-

rat, «die verfassungsrechtlichen und/oder gesetzlichen Grundlagen für die Schaffung einer Schweizeri-

schen Erdbebenversicherung mittels einem System der Eventualverpflichtung zu schaffen». Dabei sol-

len Hauseigentümer verpflichtet werden, im Falle eines Erdbebens mit Schadenfolgen an Gebäuden 

(Schadenbeben) einen bestimmten Prozentsatz des Versicherungswerts ihres Gebäudes als Beitrag in 

ein gemeinschaftliches Gefäss / «Versicherung» einzubringen. Diese sogenannte Eventualverpflich-

tung soll dinglich gesichert und die eingebrachten Mittel zweckgebunden für die Bewältigung der Fol-

gen des Erdbebens (Wiederherstellungskosten an beschädigten / zerstörten Gebäuden) eingesetzt 

werden.1 

Unter der Leitung des Staatssekretariats für internationale Finanzfragen SIF wurde in der Folge eine 

Arbeitsgruppe2 eingesetzt, mit dem Ziel, zuhanden des Vorstehers des Eidgenössischen Finanzdepar-

tements (EFD) die Grundlagen für die Umsetzung des Auftrags aus der Motion 20.4329 zu erarbeiten 

und in einem Bericht zusammenzufassen. Dieser Bericht soll dem Bundesrat als Basis für die Erstel-

lung einer Vernehmlassungsvorlage dienen. 

1.2 Frühere Vorschläge und politische Diskussion 

Bisher sind alle Projekte zur Schaffung einer schweizweiten, obligatorischen Versicherung von Erdbe-

benschäden an Gebäuden sowohl auf Bundes- als auch auf Konkordatsebene gescheitert. Bereits 

2010 wurde zum Beispiel ein Projekt des Schweizerischen Versicherungsverbandes (SVV) und des 

Schweizerischen Pools für Erdbebendeckung der kantonalen Gebäudeversicherungen weit vorange-

trieben. Es wurden Rechtsgrundlagen und Versicherungsprodukte erarbeitet und eine mögliche Lö-

sung zur Schadenabwicklung skizziert. Aufgrund unterschiedlicher Auffassungen, namentlich in der 

Frage der Kostenverteilung, wurde das Projekt Mitte 2010 auf Eis gelegt. 

Auch auf politischer Ebene hat die Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung für Ge-

bäude aus verschiedenen Gründen bis heute keine Mehrheit gefunden.3 Basierend auf der vom Parla-

ment am 14. März 2012 überwiesenen Motion 11.3511 Fournier «obligatorische Erdbebenversiche-

rung»4 hat der Bundesrat 2014 in einem Bericht5 an das eidgenössische Parlament die Grundlagen er-

arbeitet für die Schaffung einer landesweiten obligatorische Versicherung von Gebäuden gegen Schä-

den, die durch Erdbeben verursacht werden. Primäre Voraussetzung dafür wäre eine entsprechende 

neue Bundeskompetenz gewesen, welche allerdings von einer grossen Mehrheit der Kantone abge-

lehnt wird. In diesem Zusammenhang richtete sich am 29. Januar 2016 die UREK-S an die Konferenz 

der Kantonsregierungen KdK. Die Mehrheit der Kantone sprach sich – unter gewissen Bedingungen – 

für die Realisierung einer auf einem kantonalen Konkordat basierenden obligatorische Erdbebenversi-

cherung aus, das dafür notwendige Quorum wurde allerding nicht erreicht.6 

                                                      
1 Siehe Anhang 1: Motion 20.4329 UREK-S (Link: https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?Affai-

rId=20204329). 
2 Zusammensetzung der Arbeitsgruppe: siehe Anhang 7: Arbeitsgruppe Eventualverpflichtung Erdbeben. 
3 So hat das Parlament wiederholt Vorstösse abgelehnt, die eine Deckung von Erdbebenschäden unter Einbezug der Privat-

versicherungen und der kantonalen Gebäudeversicherungen verlangten (vgl. etwa Mo. Leutenegger Oberholzer 
Susanne 10.3804 «Erdbebenversicherung», Pa.Iv. Leutenegger Oberholzer Susanne 11.416 «Obligatorische Erdbebenversi-
cherung», Mo. Malama Peter 11.3377 «Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung», Standesinitiative Basel-
Stadt 15.310 «Einführung einer eidgenössischen Erdbebenversicherung»). 

4 Im Internet abrufbar unter: https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20113511. 
5  Bericht vom 20. Juni 2014 zur Abschreibung der Motion 11.3511 Fournier «Obligatorische Erdbebenversicherung», 

BBl 2014 5507 (im Internet abrufbar unter: https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2014/1177/de). 
6 Vgl. Eckwertpapier: «Interkantonales Konkordat Obligatorische Erdbebenversicherung IKEV» der Regierungskonferenz Mili-

tär, Zivilschutz und Feuerwehr vom 30. Juni 2017 (im Internet abrufbar unter: https://docplayer.org/67459648-Interkantonales-
konkordat-obligatorische-erdbebenversicherung.html). 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204329
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204329
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20103804
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20110416
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20113377
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150310
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20113511
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2014/1177/de
https://docplayer.org/67459648-Interkantonales-konkordat-obligatorische-erdbebenversicherung.html
https://docplayer.org/67459648-Interkantonales-konkordat-obligatorische-erdbebenversicherung.html
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1.3 Inhalt des vorliegenden Berichts 

Der vorliegende Bericht ist in fünf Kapitel gegliedert: Im ersten Kapitel werden der parlamentarische 

Auftrag sowie die Zielsetzung dieses Berichts erläutert. Kapitel 2 stellt das Erdbebenrisiko in der 

Schweiz dar und beschreibt den Stand der technischen, organisatorischen und finanziellen Vorberei-

tung auf ein Ereignis unter Einschluss der Rolle der erst kürzlich gegründeten «Schadenorganisation 

Erdbeben». Kapitel 3 enthält den Vorschlag der Arbeitsgruppe über die zentralen Eckwerte, wie die 

finanzielle Vorsorge für Gebäudeeigentümer nach der in der Motion 20.4329 vorgeschlagenen Eventu-

alverpflichtung umgesetzt werden könnte sowie einen Vergleich zwischen der Eventualverpflichtung 

und einer (klassischen) Versicherungslösung. Im vierten Kapitel werden die notwendigen rechtlichen 

Grundlagen erörtert. Schliesslich werden im fünften Kapitel die zentralen Ergebnisse der Erwägungen 

in einem Fazit resümiert. 
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2 Erdbebenrisiko in der Schweiz und seine Bewältigung 

Kenntnisse über historische Erdbeben und die Gefährdung in der Schweiz sowie Erfahrungen weltweit 

zeigen, dass ein starkes Erdbeben mit hohen Personen- und Sachschäden auch in der Schweiz mög-

lich ist. Erdbeben stellen für die Schweiz ein hohes Risiko dar und werden in der nationalen Risikoana-

lyse «Katastrophen und Notlagen Schweiz» (KNS) als grösste Naturgefahr eingestuft.7 Sie werden 

vom Bund als Kernrisiko eingestuft. Ein starkes Beben würde die Schweizer Wirtschaft und Gesell-

schaft schwer treffen. Da der Bund über keine übergeordneten gesetzgeberischen Kompetenzen ver-

fügt (siehe Ziff. 4.1, unten), liegt das Erdbebenrisikomanagement in der Zuständigkeit der Kantone und 

Gemeinden sowie in der Verantwortung privater Eigentümerschaften und Infrastrukturbetreiber. 

Die Umsetzung von präventiven Massnahmen (erdbebengerechtes Bauen) hat in den letzten 20 Jah-

ren grosse Fortschritte gemacht. Im Bereich der organisatorischen Vorsorge (Vorbereitungsmassnah-

men) für die Ereignisbewältigung und die Regeneration sowie im Bereich der finanziellen Vorsorge für 

den Wiederaufbau besteht hingegen grosser Handlungsbedarf. Mit der laufenden Erarbeitung der nati-

onalen Vorsorgeplanung Erdbeben wird der Handlungsbedarf im Bereich der Ereignisbewältigung und 

Regeneration angegangen (siehe Ziff. 2.2.4). 

2.1 Erdbebenrisiko in der Schweiz 

In der Schweiz bebt die Erde durchschnittlich 1'000 bis 1'500 Mal pro Jahr, allerdings sind nur ungefähr 

20 dieser Beben für die Bevölkerung spürbar. Ab einer Magnitude 5 ist lokal mit kleinen bis mittleren 

Gebäudeschäden, unter Umständen auch mit grösseren Sachschäden, zu rechnen8. Ein solches Be-

ben tritt durchschnittlich alle acht bis 15 Jahre auf. Ein lokales Schadenbeben der Magnitude 5,5 hat in 

der Schweiz eine statistische Wiederkehrperiode von ca. 30 Jahren. Für ein regionales Erdbeben mit 

einer Magnitude 6 liegt die statistische Wiederkehrperiode bei 50 bis 150 Jahren und für ein zerstöreri-

sches überregionales Erdbeben der Magnitude 7 bei ca. 1'000 Jahren. Seit dem 13. Jahrhundert ha-

ben sich in der Schweiz zwölf dokumentierte Erdbeben mit grossen Schadenfolgen ereignet. Histori-

sche Beispiele sind die Erdbebenserie im Kanton Obwalden von 1964 (Magnitude 5,3), das Erdbeben 

von Siders von 1946 (Magnitude 5,8) und das Erdbeben von Basel von 1356 (geschätzte Magnitude 

6,6). Eine erhöhte Gefährdung besteht für das Wallis, in der Region Basel, im St. Galler Rheintal, im 

Berner Oberland, im Engadin sowie in der Zentralschweiz. Erdbeben können jedoch grundsätzlich 

überall in der Schweiz auftreten. 

 
Abbildung 1: Erdbebengefährdungskarte mit der spektralen Beschleunigung für 5 Hz und einer Wieder-

kehrperiode von 475 Jahren aus dem aktuellen schweizerischen Erdbebengefährdungsmo-
dell von 2015, Quelle: Schweizerischer Erdbebendienst SED9.  

                                                      
7  Katastrophen und Notlagen Schweiz 2020. BABS, Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) (2020): Bericht zur nationalen 

Risikoanalyse. Katastrophen und Notlagen Schweiz 2020. BABS, Bern. www.risk-ch.ch. 
8 Vgl. Tabelle 1 auf Seite 9. 
9  Link: http://seismo.ethz.ch/de/knowledge/seismic-risk-switzerland/ (August 2022). 

http://seismo.ethz.ch/de/knowledge/seismic-risk-switzerland/
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Da moderne Baunormen zur Erdbebensicherheit erst in 1989 in der Schweiz eingeführt wurden und 

erst ab deren Aktualisierung in 2003 breit angewandt wurden, weist heute die Mehrzahl der bestehen-

den Bauten und Anlagen in der Schweiz eine unbekannte und zum Teil geringe Erdbebensicherheit 

auf. Weiterhin können Bauten trotz Anwendung der Baunormen bei Erschütterungen die die Normen-

anforderungen überschreiten substantiell bis total beschädigt werden. Sie sollten aber nicht einstürzen. 

Die durchschnittliche relativ hohe Verletzbarkeit der bestehenden Bauten führt dazu, dass im Ereignis-

fall erhebliche Schäden zu erwarten sind. 

Das Erdbebenrisiko beinhaltet die Erdbebengefährdung, den Einfluss des lokalen Untergrundes, die 

Verletzbarkeit der Gebäude und die Wertekonzentrationen. Die nachfolgende Abbildung 2 verdeutlicht, 

dass sich dieses Risiko entsprechend auf die Ballungszentren konzentriert, dies aufgrund der hohen 

Bebauungsdichte in den weniger durch Erdbeben gefährdeten Gebieten (mit Ausnahme der Region 

Basel). 

 

Abbildung 2: Erdbebenrisiko. Die Verknüpfung aus Erdbebengefährdung auf Fels, lokalem Untergrund, 
Schadensanfälligkeit von Bauwerken und der Konzentration an Werten ergibt das Erdbe-
benrisiko, Quelle: Schweizerischer Erdbebendienst SED10. 

Abbildung 3 sowie Tabelle 1 zeigen für die Schweiz – basierend auf historischen Ereignissen – drei ty-

pische Schadenszenarien an Gebäuden als Folge von Erdbeben auf. Diese Ereignisse bieten die 

Grundlage für die Abschätzung der zu erwartenden Gebäudeschäden für den Fall eines zukünftigen 

grösseren Erdbebens und wurden bereits für verschiedene Projekte auf Bundesebene genutzt.11 

 

Abbildung 3: Vereinfachte Schadensszenarien mit idealisierten Schadengebieten und entsprechender 
makroseismischer Intensität (siehe Anhang 3) sowie Verteilung der Gebäudeschäden in 
Schadensgraden, Quelle: Bundesamt für Umwelt, BAFU. 

                                                      
10  Link: http://seismo.ethz.ch/de/knowledge/seismic-risk-switzerland/ (August 2022). 

11 Zu beachten ist, dass Erdbeben komplexe makroseismische Felder aufweisen und infolge von Nachbeben weitere Schäden 
verursachen können. Die in der Abbildung 3 dargestellten Grafiken stellen vereinfachte Szenarien dar, welche diese Risiken 
nicht berücksichtigen. 

Erdbebengefährdung Lokaler Untergrund Verletzlichkeit der Gebäude Wertekonzentration Erdbebenrisiko

niedrig                   hoch

http://seismo.ethz.ch/de/knowledge/seismic-risk-switzerland/
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Erdbebenszenario sehr gross gross mittel 

Anzahl beschädigte 
Gebäude und Scha-
densumme 

310'000 / CHF 66 Mia. 78'000 / CHF 13 Mia. 13'000 / CHF 1.3 Mia. 

Schadensumme Infra-
struktur 

CHF 13 Mia. CHF 2.6 Mia CHF 0.2 Mia. 

Anzahl langfristiger Ob-
dachlosen  

250'000  50'000  4'000  

Kosten für die Ereignis-
bewältigung 

CHF 5 Mia. CHF 1 Mia. CHF 0.1 Mia. 

Tabelle 1:  Erdbebenszenarien und ihre Auswirkungen auf Gebäudeschäden, Infrastruktur und Ob-

dachlose, Quelle: Bundesamt für Umwelt, BAFU. 

Das probabilistische Erdbebenrisiko für das gesamte Gebäudeportfolio in der Schweiz wurde 2013 im 

Rahmen der Erarbeitung von Varianten für eine obligatorische Erdbebenversicherung durch fünf Rück-

versicherer und Broker abgeschätzt.12 Abbildung 4 zeigt die zu erwarteten Gebäude- und Inhaltsschä-

den in der Schweiz auf, bei Erdbeben mit Wiederkehrperioden von 250, 500 und 1'000 Jahren.13 

 

Abbildung 4: Schätzungen von fünf Rückversichern und Brokern (2013) im Auftrag des Interkantonalen 
Rückversicherungsverbandes und des Schweizerischen Versicherungsverbandes,  
Quelle: Bericht des EFD vom 18. Juli 2013, siehe Fussnote 12. 

2.2 Erdbebenrisikomanagement in der Schweiz  

Erdbebenrisiken können durch bauliche sowie durch organisatorische und finanzielle Vorsorgemass-

nahmen reduziert werden. Dies setzt voraus, dass die nötigen Gefahren- und Risikogrundlagen vor-

handen sind und die unterschiedlichen Akteure ihre Verantwortung wahrnehmen. Nachfolgend wird der 

heutige Stand des Erdbebenrisikomanagements in der Schweiz zusammengefasst. 

                                                      
12  Vgl. Bericht des EFD vom 18. Juli 2013 «Erdbebenversicherung: Vorschläge für eine Regelung », S. 13. Der Finanzierungs-

bedarf für Gebäude belief sich, unter Berücksichtigung des Selbstbehaltes der Gebäudeeigentümer, auf CHF 17,8 Mrd. Unter 
Berücksichtigung der Entwicklung des Baukostenindex ergibt sich heute ein Bedarf von CHF 20 Mrd. (Stand 04.2013: 102 – 
CHF 17,8 Mrd., Stand 04.2022: 112.3 – CHF 19,59 Mrd., Quelle: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/kataloge-
datenbanken/tabellen.assetdetail.22786470.html). 

13 Ab 2023 wird es möglich sein, solche Szenarien und probabilistische Risikogrundlagen mit dem neuen Erdbebenrisikomodell 
für die Schweiz des Schweizerischen Erdbebendienstes (SED) an der ETH Zürich zu erstellen und zu aktualisieren (vgl. auch 
Ziff. 2.2.2, unten). 
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2.2.1 Aufgabenteilung 

Gebäudeeigentümer 

Jeder Gebäudeeigentümer – ob öffentlich oder privat – ist für die Sicherheit seiner Bauten verantwort-

lich, auch für den Fall eines Erdbebens. Im Schadenfall haftet er gemäss Artikel 58 OR14 (Haftung des 

Werkeigentümers). Der Eigentümer ist verpflichtet, die Erdbebensicherheit gemäss dem geltenden 

Schweizer Normenwerk beim Erstellen, Betreiben und Unterhalten seiner Bauten zu berücksichtigen. 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtung kann er die nötige Fachkompetenz, zum Beispiel bei Architekten und 

Bauingenieuren, einholen. Der Gebäudeeigentümer ist auch für die Schadenbehebung verantwortlich 

(organisatorisch und finanziell). 

Gemeinde 

Die Gemeinden sind in der Schweiz grundsätzlich zuständig für die Erteilung von Baubewilligungen. 

Damit obliegt es ihnen auch, die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zu kontrollieren. Die Gemein-

den sind zudem für den Erdbebenschutz ihrer eigenen Bauten und Anlagen verantwortlich. 

Kanton 

Die Kantone sind für die Bewältigung von durch Erdbeben verursachte Schäden verantwortlich. Auch 

die Baugesetzgebung liegt im Kompetenzbereich der Kantone. Die Kantone haben zudem die Möglich-

keit, im Baubewilligungsverfahren Auflagen zum erdbebengerechten Bauen einzuführen. Sie sind ins-

besondere auch dafür verantwortlich, nach einem Erdbeben die baugesetzlichen Rahmenbedingungen 

für die Instandstellung und den Wiederaufbau zu schaffen. Im Weiteren sind sie für den Erdbeben-

schutz ihrer eigenen Bauten und Anlagen verantwortlich. Die Finanzierung von Schäden an Privatge-

bäuden sollte in der Eigenverantwortung der Privaten liegen und nicht durch Mittel des Kantons erfol-

gen. 

Bund 

Die Tätigkeiten im Verantwortungsbereich des Bundes sind seit 2001 im Massnahmenprogramm Erd-

bebenvorsorge des Bundes festgehalten.15 Sie werden alle vier Jahre aktualisiert. Der Bund ist für die 

Erdbebenüberwachung, die Alarmierung und die nationale Gefährdungsabschätzung zuständig. Auf 

Stufe Bund bestehen jedoch grundsätzlich keine gesetzlichen Regelungen im Zusammenhang mit dem 

Risiko Erdbeben (vgl. Ziff. 4). Als Eigentümer ist er für den Erdbebenschutz seiner eigenen Bauten und 

Anlagen verantwortlich. Als Aufsichtsbehörde insbesondere im Zusammenhang mit Infrastrukturanla-

gen sorgt er dafür, dass die Anforderungen an die Erdbebensicherheit dieser Anlagen eingehalten wer-

den. Für die Ereignisbewältigung bereitet der Bund die notwendigen Vorsorgeplanungen für die Aufga-

ben in seinem Zuständigkeitsbereich vor (z.B. Koordination der Auslandshilfe, Koordination des gross-

räumigen Verkehrs). Bei der Ereignisbewältigung kann er zudem die Kantone mit spezialisierten Ein-

satzmitteln und ausserordentlichen Finanzhilfen subsidiär unterstützen. Die Finanzierung von Schäden 

an Privatgebäuden sollte in der Eigenverantwortung der Privaten liegen und nicht durch Mittel des Bun-

des erfolgen. 

Versicherungen 

Versicherungen sind das klassische Instrument zur Sicherstellung der finanziellen Vorsorge. In den 

meisten Kantonen ist die Versicherung des Gebäudes gegen Schäden durch Naturgefahren obligato-

risch. Diese Versicherungspflicht gilt aber nicht für den Fall eines Erdbebens, hier ist sie freiwillig (Aus-

nahme: Kanton Zürich). Nur ca. 15% der Eigentümer verfügen denn auch über eine Erdbebenversiche-

rung für ihr Gebäude (vgl. Ziff. 3.9). Im Rahmen ihres Risikomanagements beurteilen Unternehmen im-

                                                      
14  Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: Obligatio-

nenrecht / OR / SR 220). 
15  Vgl. Bericht «Erdbebenrisikomanagement - Massnahmen des Bundes: Standbericht und Planung für den Zeitraum 2021 bis 

2024» des Bundesamts für Umwelt BAFU vom Oktober 2020 an den Bundesrat (im Internet abrufbar unter: 
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/erdbeben/fachinfo-daten/Erdbebenrisikomanagement_des_Bundes_-
_Standbericht_und_Massnahmen_f%C3%BCr_den_Zeitruam_2021_bis_2024.pdf.download.pdf/Erdbebenrisikomanage-
ment%20des%20Bundes%20-%20Standbericht%20und%20Massnahmen%20f%C3%BCr%20den%20Zeit-
raum%202021%20bis%202024.pdf). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/27/317_321_377/de
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mer mehr auch das Risiko Erdbeben und berechnen das Schadenpotential. Unternehmen, insbeson-

dere solche mit einem starken Bezug zu Immobilien, wie z.B. Pensionskassen oder Immobilienfonds, 

versichern ihre Gebäude deshalb deutlich öfter gegen Schäden durch Erdbeben als Privatpersonen 

oder Kantone und Gemeinden. Mit einer Erdbebenversicherung hätte der Eigentümer aber im Scha-

denfall einen Rechtsanspruch auf Entschädigung durch die Versicherung. Ohne eine Erdbebenversi-

cherung wäre damit zu rechnen, dass bei einem grösseren Erdbeben rasch Forderungen an die öffent-

liche Hand gestellt werden könnten. 

Schadenorganisation Erdbeben (SOE) 

Der durch die Kantone (vertreten durch die Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz, Feuerwehr 

RK MZF), die Privatassekuranz und die Kantonalen Gebäudeversicherungen gegründete und finan-

zierte Verein «Schadenorganisation Erdbeben» wird im Falle eines Erdbebens die Gebäudeschäden 

beurteilen und eine Schätzung der Instandstellung- bzw. Wiederaufbaukosten erstellen. Dank diesem 

gesamtschweizerisch einheitlichen Vorgehen ist es möglich, fundierte Entscheide für allfällige Entschä-

digungen und Finanzhilfen zu treffen und allfällige Gelder an die Betroffenen auszuzahlen. 

Planer 

Architekten und Bauingenieure haften gegenüber ihren Auftraggebern für eine getreue und sorgfältige 

Ausführung des Auftrags (Art. 398 OR). Sie sind verpflichtet, die vereinbarten Leistungen nach den an-

erkannten Regeln der Baukunde (inkl. Erdbebensicherheit) zu erbringen (Sorgfaltspflicht). 

Fachvereine 

Der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein (SIA) erklärt sich zuständig für die Schaffung von 

privatwirtschaftlichen Normen und Ordnungen im Bauwesen, die auch Anforderungen an die Erdbe-

bensicherheit enthalten. Die Schweizer Gesellschaft für Erdbebeningenieurwesen und Baudynamik 

(SGEB) vertritt als Fachverein des SIA die Interessen der im Erdbebeningenieurwesen und in der 

Baudynamik spezialisierten Bauingenieure. 

2.2.2 Gefahren- und Risikogrundlagen 

Gefahrengrundlagen 

Die landesweite Erdbebengefährdung wird durch den Schweizerischen Erdbebendienst an der ETH 

Zürich (SED) anhand der Auswertung der Messungen der nationalen Erdbebenmessnetze sowie an-

hand historischer Quellen und geologischer Untersuchungen zu Erdbeben regelmässig aktualisiert. 

Das aktuelle Gefährdungsmodell für die Schweiz wurde im September 2015 vom SED veröffentlicht 

und entspricht den neusten internationalen Standards in diesem Bereich. Im internationalen Vergleich 

ist die Erdbebengefährdung in der Schweiz als niedrig bis mittel eingestuft. Das nationale Gefähr-

dungsmodell ist die Grundlage für die Festlegung der zu berücksichtigenden Erdbebeneinwirkungen in 

den Baunormen des SIA und in weiteren technischen Regelungen zur Erdbebensicherheit von Bauten. 

Im Frühling 2022 wurde ein aktualisiertes und über die Landesgrenzen hinweg harmonisiertes Erdbe-

bengefährdungsmodell für Europa publiziert. Erste Analysen des SED deuten darauf hin, dass sich die 

europäische Erdbebengefährdungsabschätzung nur in geringem Masse von der nationalen Abschät-

zung unterscheidet. Das nationale Modell des SED bleibt jedoch weiterhin die Referenz für die Baunor-

men in der Schweiz, da das nationale Model des SED die lokalen Verhältnisse im Unterschied zum eu-

ropäischen Modell präziser und höher aufgelöst abbildet. 

Erdbebeninduzierte Phänomene, wie weiträumige Bergstürze und Rutschungen, die Bodenverflüssi-

gung in Gebieten mit locker gelagerten Sedimenten sowie Tsunamis in Seen werden heute in verschie-

denen wissenschaftlichen Projekten untersucht. Diese Phänomene werden zum aktuellen Zeitpunkt 

beim Erdbebenschutz noch kaum berücksichtigt. 
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Risikogrundlagen 

In der Schweiz existiert heute kein breit zugängliches und gut abgestütztes Berechnungsmodell mit IT-

Applikation, um Erdbebenrisiken untersuchen beziehungsweise die Schäden aus möglichen Erdbeben-

szenarien zuverlässig quantifizieren zu können. Bisher wurden lediglich grobe, vereinfachte Modelle 

(siehe Abbildung 3, S. 7) sowie geschlossene Modelle aus der Rückversicherungsindustrie (siehe Ab-

bildung 4, S. 9) verwendet. Um diese Lücke zu schliessen, erarbeitet zurzeit der SED in Zusammenar-

beit mit dem BAFU und dem BABS sowie unter Einbezug von Kantonen und Versicherungsunterneh-

men ein nationales Erdbebenrisikomodell, das anfangs 2023 veröffentlicht und dann vom SED betrie-

ben wird.  

2.2.3 Bauliche Vorsorge  

Die Umsetzung der Anforderungen an die Erdbebensicherheit aus den SIA-Tragwerksnormen liegt in 

der Verantwortung der Gebäudeeigentümer bzw. Bauherrschaft und ihren Fachplanern. Sie hat primär 

zum Ziel, Menschen vor den Folgen eines Erdbebens zu schützen. Erst als Zweites sollen durch ein 

Erdbeben verursachte Schäden an Gebäuden und Infrastrukturen verhindert oder auf ein gesellschaft-

lich akzeptables Niveau reduziert werden. Bei grösseren Ereignissen können deshalb auch im Haupt-

schadenraum Gebäude – trotz erdbebengerechtem Bauen und Einhaltung der Baunormen – stark be-

schädigt werden. In Einzelfällen müssen sie gar abgerissen werden; sie sollten aber infolge eines Erd-

bebens nicht einstürzen und damit Menschenleben gefährden. 

Die Einführung der heute gültigen Baunormen des SIA im Jahr 2003 (Neubauten) und im Jahr 2004 

(bestehende Bauten) sowie die Anstrengungen des Bundes, verschiedener Kantone und der Schwei-

zerischen Gesellschaft für Erdbebeningenieurwesen und Baudynamik (SGEB) führten dazu, dass die 

normativen Anforderungen zunehmend beachtet werden. Die Umsetzung des erdbebengerechten 

Bauens ist aber eine Daueraufgabe. Es gilt die Qualität der Umsetzung ständig zu verbessern. 

Die Kosten für erdbebengerechte Neubauten sind in der Regel im Verhältnis zur Bausumme vernach-

lässigbar klein und betragen 1% bis 2% der Bausumme. Die Verbesserung der Erdbebensicherheit von 

bestehenden Gebäuden ist in der Regel wesentlich kostenintensiver. Zum Realisierungsentscheid wer-

den deshalb normative Kriterien der Verhältnismässigkeit unter Berücksichtigung von minimalen Anfor-

derungen an die Erdbebensicherheit angewendet16. 

2.2.4 Organisatorische Vorsorge 

Die Bewältigung der Folgen eines Schadenbebens ist primär eine Aufgabe der Kantone. Der Bund 

kann bei der Ereignisbewältigung subsidiär unterstützen. Heute verfügen nur einzelne Kantone, Infra-

strukturbetreiber oder Unternehmen über erdbebenspezifische Notfall- und Vorsorgeplanungen. Der 

Bund seinerseits verfügt über gewisse Planungen für Aufgaben in seinem Zuständigkeitsbereich. Bei 

der Erstellung und Abstimmung von Vorsorgeplanungen für die Ereignisbewältigung besteht daher 

Handlungsbedarf in der gesamten Schweiz. 

In der Regenerationsphase nach einem Schadenbeben hat der mehrjährige Wiederaufbau von Gebäu-

den und Infrastrukturen Priorität und es gilt daher, rasch die Verteilung der Mittel17 für den Wiederauf-

bau sicherzustellen, bauliche Anforderungen für die Instandsetzung von Gebäuden und Infrastrukturen 

festzulegen sowie raumplanerische18 und baupolizeiliche Entscheide zu fällen. Die Koordination dieser 

Aufgaben liegt ebenfalls in der Verantwortung der Kantone. Dafür bestehen in der Schweiz jedoch 

praktisch keine vorsorglichen Planungen. Heute würde deshalb die Organisation des Wiederaufbaus 

nach einem schweren Erdbeben und insbesondere dessen Finanzierung – nicht zuletzt auch aufgrund 

der ungenügenden Versicherungsdeckung und dem gänzlichen Fehlen eines finanziellen Vorsorge-

konzeptes – auf allen Stufen eine grosse Herausforderung darstellen. 

Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) als Koordinationsstelle für die Erdbebenvorsorge des Bundes 

wurde deshalb mittels Bundesratsbeschluss «Erdbebenrisikomanagement: Massnahmen des Bundes 

für den Zeitraum 2021 bis 2024» vom 11.12.2020 beauftragt, zusammen mit den relevanten Partnern 

                                                      
16 Norm SIA 269/8 «Erhaltung von Tragwerken – Erdbeben» (2017). 
17 Staatliche Mittel, Versicherungsgelder, Spenden. 
18 Z. B. an welcher Stelle Ersatzsiedlungen erstellt werden können. 
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von Seiten Bund, Kantonen, Betreibern nationaler kritischer Infrastrukturen sowie Einsatzorganisatio-

nen, eine nationale Vorsorgeplanung für den Fall eines Erdbebens (NVP Erdbeben) zu erarbeiten. Die 

NVP Erdbeben soll ein gemeinsames Verständnis dafür schaffen, wie Bund, Kantone und Betreiber 

von kritischen Infrastrukturen die Auswirkungen eines Ereignisses von nationaler Bedeutung bewälti-

gen und die zerstörten oder beschädigten Lebensgrundlagen instand stellen können. Dazu sind Aufga-

ben, Kompetenzen, Prozesse und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Akteure von der Vorsorge 

über die Bewältigung bis zur Regeneration zu klären und – sofern möglich – festzulegen. Die NVP Erd-

beben soll zudem bis Ende 2024 eine Defizit- und Potenzialanalyse umfassen, die bestehende Lücken 

identifiziert und Optimierungspotenzial in der Erdbebenvorsorge (wie etwa Planungen und Vorberei-

tungsmassnahmen) für die Bewältigung und die Regeneration festhält. Auf Basis der identifizierten De-

fizite und Optimierungspotenziale werden der Handlungsbedarf auf Stufe Bund, Kantone, Betreiber na-

tionaler kritischer Infrastrukturen sowie Einsatzorganisationen abgeleitet und Massnahmenvorschläge 

formuliert. Die NVP Erdbeben soll zudem einen Umsetzungsplan bezüglich der Verbesserungsmass-

nahmen beinhalten. 

Die Zeit nach einem Schadenbeben wird in der NVP Erdbeben vereinfacht in Phasen mit Schwerpunk-

ten gegliedert. Die wichtigsten Punkte zur Charakterisierung der einzelnen Phasen sowie der erwartete 

Endzustand19 am Ende jeder Phase werden im Anhang 2: Charakterisierung der Phasen und der er-

warteten Zustände nach einem Ereignis des vorliegenden Berichts erläutert. 

Akutphase  

(Tage) 

Frühphase 

(Tage – Wochen) 

Übergangsphase 

(Wochen – Monate) 

Regenerationsphase 

(Monate – Jahre) 

 Spontanhilfe 

 Hochfahren der Krisen-

organisationen 

 Lageübersicht 

 Priorisierung der Ein-

sätze 

 Bergen und Retten 

 Organisierte Hilfe 

 Betreuung der Obdach-

losen 

 Konsolidierte Lage-

übersicht 

 Provisorische Wieder-

herstellung von kriti-

schen Infrastrukturleis-

tungen 

 Instandstellung von In-

frastrukturen 

 Beurteilung der Sicher-

heit von beschädigten 

Gebäuden 

 Erfassung der finanziel-

len Schäden 

 Entscheide über Fi-

nanzhilfen 

 Festlegung der Prioritä-

ten für den Wiederauf-

bau 

 Organisation der Fi-

nanzflüsse bei Finanz-

hilfen 

 Priorisierung der Pro-

jekte 

 Projektierung und Rea-

lisierung der Bauvorha-

ben 

 Rückkehr zur Normali-

tät 

Tabelle 2:  Phasen nach einem Erdbebenereignis und ihre Schwerpunkte, Quelle: Bundesamt für Be-

völkerungsschutz BABS. 

2.2.5 Finanzielle Vorsorge für den Wiederaufbau  

Die finanzielle Vorsorge durch Versicherungslösungen für Gebäude ist in der Schweiz zurzeit ungenü-

gend. Lediglich die im Kanton Zürich gelegenen Gebäude verfügen durch die obligatorische Gebäude-

versicherung über einen, auf insgesamt CHF 1 Mrd. begrenzten Versicherungsschutz. In 17 weiteren 

Kantonen stellen zudem die Gebäudeversicherungen im Rahmen des schweizerischen Pools für Erd-

bebendeckung Mittel in der Höhe von maximal CHF 2 Mrd. in Aussicht. Diese Mittel stellen die kanto-

nalen Gebäudeversicherer freiwillig zur Verfügung, d.h. der Gebäudeeigentümer hat keinen Anspruch 

auf Entschädigung. Versicherungslösungen gegen Gebäudeschäden durch Erdbeben werden mittler-

weile auch von zahlreichen privaten Versicherungsgesellschaften angeboten, aber die Marktdurchdrin-

gung ist gering (vgl. auch Ziff. 3.9, oben).20 Zudem werden Hypothekarkredite in der Praxis nur in Ein-

zelfällen gegen das Risiko von Erdbeben abgesichert21. Aktuell tragen somit staatliche wie private Ge-

bäudeeigentümer ein erhebliches unversichertes Eigenrisiko.  

Es ist deshalb bei der heutigen Sach- und Rechtslage davon auszugehen, dass sich die Kantone bei 

einem Erdbebenereignis nebst dem Wiederaufbau ihrer eigenen Infrastrukturen und Bauten auch über 

ausserordentliche Finanzhilfen für private Gebäudeeigentümer auseinandersetzen müssten. Der Bund 

                                                      
19 Basierend auf dem Entwurf der nationalen Vorsorgeplanung Erdbeben des BAFU, Stand Mai 2022. 
20 Gemäss Schätzung der Assekuranz sind ca. 15% der Gebäude durch private Versicherungen gedeckt (Tendenz steigend). 

Diese tiefe Marktdurchdringung deutet darauf hin, dass in vielen Fällen entweder das Bewusstsein für das Risiko zu wenig 
vorhanden ist oder eine Hoffnung auf staatliche Zuschüsse besteht. 

21 Z.B. bei gewissen Kantonalbanken oder Pensionskassen. 
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wäre wohl ebenso im Fokus für subsidiär zu leistende, allfällige ausserordentliche Finanzhilfen an die 

Kantone.22 Die fehlende finanzielle Vorsorge für private Gebäude wirkt sich somit auch auf die Hand-

lungsfreiheit der öffentlichen Hand aus. 

2.2.6 Schadenorganisation Erdbeben 

Unabhängig von der Ausgestaltung einer Finanzierungslösung haben die Gesellschaft, die Wirtschaft 

und alle Stufen der öffentlichen Hand ein Interesse daran, dass nach einem Erdbeben rasch Klarheit 

herrscht, wieviel der Wiederaufbau der Gebäude kosten wird. Nur mit einer einheitlichen Erfassung 

und Beurteilung der Gebäudeschäden wird es möglich sein, fundierte Entscheide für allfällige Entschä-

digungen und Finanzhilfen zu treffen und die Gelder an die Betroffenen gerecht auszuzahlen. Deshalb 

wurde im Juni 2021 der Verein Schadenorganisation Erdbeben SOE gegründet. Träger dieses Vereins 

sind die Kantone (vertreten durch die Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz, Feuerwehr RK MZF), 

die Privatassekuranz sowie die kantonalen Gebäudeversicherungen. 

Ein schweres Erdbeben lässt sich nur in enger Zusammenarbeit zwischen den Geschädigten, den Ver-

sicherern, der öffentlichen Hand sowie den verschiedenen Fachleuten bewältigen. Es ist die Aufgabe 

der Schadenorganisation Erdbeben, diese Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten zu erleichtern 

und zu fördern. Sie nimmt deshalb bei der Bewältigung der Folgen eines Erdbebens eine wichtige 

Rolle ein und unterstützt insbesondere auch die Kantone bei der Beurteilung der beschädigten Ge-

bäude bezüglich ihrer weiteren Nutzung und erstellt je Gebäude eine Kostenschätzung für die In-

standstellung- bzw. Wiederaufbaukosten. Die Schadenorganisation Erdbeben entwickelt zurzeit eine 

IT-Plattform, welche die Rekrutierung und den Einsatz der benötigten Fachleute unterstützt und die In-

formationen zu den Gebäuden zur Verfügung stellt. Über diese Plattform sollen auch alle eingehenden 

Meldungen zu Schäden an Gebäuden registriert werden. Eine mobil einsetzbare Applikation soll die 

eingesetzten Fachleute bei der Beurteilung der Gebäudeschäden und bei der Schätzung der In-

standstellung-, bzw. Wiederaufbaukosten unterstützen. Dank dieser IT-Unterstützung und der jederzei-

tigen Verfügbarkeit der Informationen wird die Schadenorganisation Erdbeben auch in der Lage sein, 

nach einem Erdbeben rasch hunderte von Fachleuten aufzubieten. Ende 2023 soll der operative Be-

trieb aufgenommen werden. 

 

 

Abbildung 5:  Prozesse der Schadenorganisation Erdbeben, Quelle: Schadenorganisation Erdbe-

ben. 

                                                      
22 Bundesamt für Umwelt und Bundesamt für Bevölkerungsschutz (Hrsg.). «Behandlung von Anträgen der Kantone für ausser-

ordentliche Finanzhilfen des Bundes zur Unterstützung der Ereignisbewältigung und des Wiederaufbaus nach einem Erdbe-
ben – Grundlagenbericht mit vorgeschlagenen Prozessabläufen», Bern, Oktober 2020. 
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3 Eckwerte einer Eventualverpflichtung 

In diesem Kapitel werden die Eckwerte für die Umsetzung der Deckung von Gebäudeschäden durch 

eine Eventualverpflichtung nach der Motion 20.4329 erörtert. Für praktisch jeden der in den nachfol-

genden Ziffern 3.1 - 3.7 erörterten Eckwerte sind auch Alternativen denkbar. Die Arbeitsgruppe Even-

tualverpflichtung hat diese eingehend evaluiert und sich schliesslich auf jeweils eine Variante geeinigt 

(geprüfte und verworfene Varianten sind jeweils am Ende einer Ziffer unter dem Titel «Optionen» auf-

geführt). Im vorliegenden Kapitel nicht ausführlich diskutiert werden Fragen zu einer allfälligen finanzi-

ellen und/oder organisatorischen Unterstützung der Gebäudeeigentümer durch die öffentliche Hand.23 

Die nachfolgend herausgearbeitete Umsetzung der Eventualverpflichtung ermöglicht es, Gebäude-

schäden zu finanzieren, die durch ein Erdbeben mit einer Wiederkehrperiode von 500 Jahren verur-

sachte wurden. Nicht abgedeckt sind Schäden an der sogenannten «Fahrhabe» (Hausrat, Geschäfts-

inventar etc.) sowie allfällige Vermögensschäden der Gebäudeeigentümer (Mietzinsausfall, Betriebsun-

terbruch etc.). 

Eine grundsätzliche Entscheidung ist, ob die Gebäudeeigentümer in der Schweiz bei der Umsetzung 

der Eventualverpflichtung weitestgehend gleich zu behandeln sind oder eine risikobasierte Umsetzung 

gewählt wird. Bei einem risikobasierten Ansatz müsste jedes Gebäude individuell bezüglich Lage, Bau-

art, Unterhalt und Nutzung beurteilt werden. Es müssten individuelle Beiträge berechnet werden und 

bei der Auszahlung würden unterschiedliche Selbstbehalte und Entschädigungen angewendet. Aus 

Gründen der Einfachheit und der Umsetzbarkeit hat die Arbeitsgruppe daher, wie das auch bei der Ele-

mentarschaden-Versicherung der Fall ist, auf die Berücksichtigung des individuellen Risikos verzichtet. 

In diesem Bericht wird deshalb die Gleichbehandlung gewählt.  

Mit der finanziellen Absicherung durch die Eventualverpflichtung könnte der Anreiz zum erdbebensi-

cheren Bauen reduziert werden. Folge davon wäre, dass durch den Verzicht auf bauliche Präventions-

massnahmen insbesondere der Schutz für Leib und Leben verringert würde. Die Arbeitsgruppe geht 

hingegen davon aus, dass die Bauherren und deren Fachspezialisten weiterhin grossmehrheitlich die 

Erdbebenanforderungen der gültigen Baunormen in eigener Verantwortung konsequent umsetzen wer-

den und dass die Kantone immer mehr das erdbebensichere Bauen explizit in ihrer Baugesetzgebung 

und im Bewilligungsverfahren integrieren werden.  

3.1 Gedeckte Gefahr 

Die Eventualverpflichtung gilt für die Gefahr Erdbeben. Als Erdbeben gelten plötzliche Erschütterungen 

der festen Erde, die ihre natürliche Ursache in tektonischen Vorgängen in der Erdkruste haben. Er-

schütterungen, welche ihre Ursache im Einsturz künstlicher Hohlräume haben, gelten hingegen nicht 

als Erdbeben. Die Eventualverpflichtung soll ebenfalls für Folgeschäden, verursacht durch Feuer, Flut-

wellen (z.B. durch den Bruch eines Staudamms) etc., Anwendung finden, sofern diese unmittelbar auf 

ein Erdbeben zurückzuführen sind. 

3.2 Schutzziel 

Das Schutzziel definiert das Mass der angestrebten Sicherheit. Es sagt damit aus, auf welches Erdbe-

benereignis die Eventualverpflichtung angewendet werden soll. 

Erdbebenereignis mit einer Wiederkehrperiode von 500 Jahren 

Die Eventualverpflichtung soll auf ein Erdbebenereignis mit maximal 500-jähriger Wiederkehrperiode 

ausgerichtet werden.24 Für die Gebäudeeigentümer bedeutet dies, dass der zu leistende Beitrag im 

Fall einer Auslösung der Eventualverpflichtung (vgl. Ziffer 3.8) auf höchstens 0,7% der Gebäudeversi-

                                                      
23 Grundsätzlich gilt die folgende Lastenteilung: Die Gebäudeeigentümer sind verantwortlich für die Finanzierung der Schäden 

an ihren Gebäuden, die öffentliche Hand für die Finanzierung der Schäden an der Infrastruktur und an ihren eigenen Bauten. 
Die öffentliche Hand (insbesondere die Kantone) ist zudem verantwortlich für die Ereignisbewältigung. 

24 Eine Wiederkehrperiode von 500 Jahren entspricht einer Übertretungswahrscheinlichkeit von 10% in einer Zeitperiode von 
50 Jahren (angenommene Nutzungsdauer eines Gebäudes). Mit diesem Ansatz werden auch die Anforderungen an die Erd-
bebensicherheit in den Baunormen festgelegt. 
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cherungssumme zu stehen kommt. 0,7% der Versicherungssumme der Gebäude in der Schweiz ent-

sprechen heute einer Summe von rund CHF 20 Milliarden. Basis für diese Berechnung bildet eine Mo-

dellierung, welche bereits vor einigen Jahren im Zusammenhang mit einem Vorschlag für eine natio-

nale Erdbebenversicherung gemacht worden ist.25 Die Wiederkehrperiode von 500 Jahren wird auch 

im Baubereich als Standard für die Erdbebenbemessung angewendet und dient in versicherungstech-

nischen Belangen ebenfalls als Richtgrösse. Mit dem Vorschlag, die Eventualverpflichtung an einen 

festgelegten Prozentsatz der Gebäudeversicherungssumme zu koppeln, ist zudem sichergestellt, dass 

bei steigendem Gebäudebestand auch mehr Mittel bereitgestellt werden und sich so das Risiko sowie 

die finanzielle Absicherung parallel entwickeln. Gleichzeitig bleibt die finanzielle Belastung gemessen 

als Beitragssatz (in Prozentpunkten der Gebäudeversicherungssumme) konstant und damit für die Ge-

bäudeeigentümer berechenbar.26 Für seltenere Ereignisse (z.B. 1000 Jahre Wiederkehrperiode), wel-

che die maximale Kapazität der Eventualverpflichtung übersteigen, könnten private Versicherungslö-

sungen gesucht werden. 

Optionen 

 Andere Wiederkehrperioden (z.B. 100, 250 und 1000 Jahre) 

 Fixer Betrag von CHF 20 Mrd. als Obergrenze der Eventualverpflichtung 

3.3 Zeitlicher Anwendungsbereich  

Der zeitliche Anwendungsbereich (zeitliche Begrenzung) definiert, wie oft die finanzielle Verpflichtung 

aus der Eventualverpflichtung von den Gebäudeeigentümern bei mehreren sich nacheinander ereig-

nenden Erdbeben eingefordert werden kann. 

Zeitlicher Anwendungsbereich: Nach jedem Erdbebenereignis 

Erdbeben, die innerhalb von 30 Kalendertagen nach der ersten schadenverursachenden Erschütte-

rung auftreten, bilden zusammen mit der ersten Erschütterung ein Erbebenereignis. Der zeitliche An-

wendungsbereich von 30 Kalendertagen geht damit weiter als die von den Anbietern privater Erdbe-

benversicherungen vorgesehenen Frist von 7 Tagen. Die 30tägige Frist bietet den betroffenen Gebäu-

deeigentümern zusätzliche Sicherheit, dass auch allfällige durch Nachbeben verursachte Gebäude-

schäden gedeckt werden. Im Weiteren sinkt auch die Wahrscheinlichkeit, dass aufgrund seismischer 

Aktivität die Eventualverpflichtung mehrmals aktiviert werden muss. Zudem können Gebäudeschäden 

womöglich nicht in jedem Fall zweifelsfrei einer Erschütterung zugeordnet werden, insbesondere, wenn 

diese nur kurz aufeinander auftreten und die Schadensermittlung noch nicht vollständig abgeschlossen 

werden konnte. Sollte mehr als 30 Tage nach der ersten schadenverursachenden Erschütterung ein 

weiteres Erdbeben auftreten, könnte die Eventualverpflichtung erneut aktiviert werden.27 

Optionen 

 Nur eine Aktivierung, danach entscheidet das Parlament über eine erneute Aktivierung 

 Maximal eine Anwendung in 5 Jahren 

 Maximal eine Anwendung in 3 Jahren 

                                                      
25  Vgl. Fussnote 12. 
26  Durch die Einführung einer Eventualverpflichtung ist nicht davon auszugehen, dass der Hypothekarmarkt wesentlich beein-

flusst wird. So führt der maximale Beitragssatz im Erdbebenfall von 0,7 Prozent dazu, dass das finanzielle Risiko für den Lie-
genschaftseigentümer auf einem tiefen Niveau begrenzt wird (bei Direktbetroffenen kommt noch der Selbstbehalt dazu). Eine 
Verringerung des Hypothekarvolumens ist daher nicht zu erwarten. Dies auch deshalb, weil sich das Kreditausfallsrisiko 
durch eine Eventualverpflichtung Erdbeben für die kreditgebenden Finanzinstitute verringert. Nach Auskunft von verschiede-
nen Treuhandgesellschaften ist zudem die Eventualverpflichtung, solange diese durch den Bundesrat im Anschluss an ein 
Erdbeben nicht ausgelöst wird, in der Jahresrechnung von buchführungspflichtigen Gebäudeeigentümern nicht zu bilanzie-
ren.  

27 Es ist davon auszugehen, dass sich der Bundesrat und das Parlament nach einem Erdbebenereignis und der damit zusam-
menhängenden Aktivierung des Systems der Eventualverpflichtung mit dem anwendbaren Recht zur Krisenbewältigung aus-
einandersetzen und prüfen werden, ob Anpassungen nötig sind. 
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3.4 Sachlicher Anwendungsbereich (Deckung der Eventualver-
pflichtung) 

Der sachliche Anwendungsbereich beschreibt, auf welche Gebäude die Eventualverpflichtung Anwen-

dung findet und für welche Gebäude bei einer ganzen oder teilweisen Zerstörung durch ein Erdbeben 

ein Anspruch auf Entschädigung besteht. 

Sachlicher Anwendungsbereich: Alle Gebäude (exkl. Bundesbauten), welche sich auf dem Gebiet der 

Schweiz befinden und eine Gebäudeversicherungssumme von ≤ CHF 25 Mio. aufweisen.28 

Die Eventualverpflichtung soll auf alle Gebäude mit einer Versicherungssumme bis zu CHF 25 Mio. an-

gewendet werden. Durch die Begrenzung auf CHF 25 Mio. ist sichergestellt, dass die Gebäudeschä-

den rasch geschätzt und Zahlungen schnell ausgelöst werden können. Langwierige Beurteilungen von 

grossen Gebäudekomplexen erfolgen damit ausserhalb des Bereichs der Eventualverpflichtung. Nicht 

in den Anwendungsbereich fallen die rund 2’600 Bundesbauten29 sowie die rund 7’000 Gebäude mit 

einer Versicherungssumme von mehr als CHF 25 Mio. Diese sind von der Eventualverpflichtung voll-

ständig ausgeschlossen, so dass für deren Besitzer auch keine Verbindlichkeit entsteht. Um eine De-

ckungslücke zu vermeiden, können Gebäude mit einem Versicherungswert von über CHF 25 Mio. auf 

individueller Basis (z.B. durch eine private Erdbebenversicherung) abgesichert werden. Dies betrifft 

insbesondere institutionelle Anleger oder grössere Unternehmen mit professionellem Risikomanage-

ment. Von der Eventualverpflichtung werden so über 99,5 Prozent der über 2,7 Mio. versicherten Ge-

bäude in der Schweiz erfasst. Auf eine Unterscheidung zwischen Nutzungskategorien wird dabei ver-

zichtet. Die vorgeschlagene Regelung ist klar; es gibt keine Abgrenzungsfragen. Sie erlaubt eine um-

fassende Deckung und schafft eine grösstmögliche Solidargemeinschaft in der Eventualverpflichtung. 

Die Eventualverpflichtung soll sich auf die Finanzierung der Instandstellungs- oder Wiederaufbaukos-

ten von Gebäuden beschränken (vgl. Ziff. 1.3, oben). Hausrat und Geschäftsinventar  

oder Vermögensschäden wie Betriebsunterbruch müssten dabei weiterhin durch die Gebäudeeigentü-

mer individuell versichert werden. Der private Versicherungsmarkt bietet dafür entsprechende Produkte 

und Dienstleistungen. Aufgrund der Dringlichkeit, nach einem Erdbeben beschädigte Gebäude- und 

Gebäudeteile rasch wegzuräumen und Versorgungsachsen freizumachen, wird von der Hypothese 

ausgegangen, dass die bei einem Erdbeben entstandenen Räumungs-, Entsorgungs- und Dekontami-

nationskosten primär durch die öffentliche Hand übernommen werden. Eine verursachergerechte Auf-

teilung der Kosten auf die einzelnen Gebäudeeigentümer erscheint wenig opportun. 

Optionen 

• Alle Wohn-, Büro- und Industriegebäude (ohne Bundesbauten) ohne Begrenzung bezüglich 

Versicherungssumme 

• Nur Wohngebäude 

3.5 Selbstbehalt der Gebäudeeigentümer 

Der Selbstbehalt entspricht dem Betrag, welcher der Gebäudeeigentümer bei einem durch ein Erdbe-

ben verursachten Schaden selbst tragen muss. 

Selbstbehalt: 5% der Versicherungssumme, mindestens CHF 25‘00030 

Die Eventualverpflichtung soll eine solidarisch finanzierte Unterstützungsleistung sein für ein selten 

eintretendes, aber mit massiven Auswirkungen verbundenes Ereignis. Die erwartete Solidarität bedeu-

tet aber auch, dass jeder Gebäudeeigentümer einen angemessenen Betrag des Schadens selbst über-

nimmt. Diese Regelung wird auch bei klassischen Versicherungslösungen angewendet und hat sich 

bewährt. Je höher der Selbstbehalt des einzelnen Gebäudeeigentümers ist, desto mehr finanzielle Mit-

tel stehen für die Finanzierung von grösseren Schäden zur Verfügung. Je höher der Betrag ist, desto 

eher besteht aber auch die Möglichkeit, dass das finanzielle Risiko für die Geschädigten zu gross ist 

                                                      
28  Allenfalls ist der Betrag an die Preisentwicklung anzupassen.  
29 Diese Zahl beinhaltet auch die repräsentativen Gebäude des Bundes im Ausland. 
30  Allenfalls ist der Betrag an die Preisentwicklung anzupassen. 
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und die Eventualverpflichtung somit Eigentümer nicht mehr effektiv vor den finanziellen Folgen eines 

durch ein Erdbeben verursachten Schadens schützt. Unter Abwägung aller Vor- und Nachteile der ge-

prüften Optionen, ist ein Selbstbehalt von 5% der Versicherungssumme sowie – zur Vermeidung von 

Bagatellfällen – ein Mindestselbstbehalt von CHF 25'000 sachgerecht. Bei den heute gängigen Versi-

cherungslösungen beträgt dieser meist zwischen CHF 10'000 bis CHF 20'000.  

Optionen 

• Selbstbehalt CHF 0 

• Selbstbehalt 10% der Versicherungssumme, mindestens CHF 25’000 

• Selbstbehalt 10% der Versicherungssumme, mindestens CHF 50’000 

• Selbstbehalt 10% der Versicherungssumme, mindestens CHF 100’000 

• Selbstbehalt 5% der Versicherungssumme, mindestens CHF 50'000 

• Selbstbehalt 5% der Versicherungssumme, mindestens CHF 100‘000 

3.6 Auslösung der Eventualverpflichtung  

Für welche Erdbeben soll die Eventualverpflichtung ausgelöst werden können (bezüglich Zahlungsver-

pflichtung und bezüglich Anspruch auf Entschädigung)?  

Auslösung der Eventualverpflichtung: Der Bundesrat kann die Eventualverpflichtung auslösen, wenn 

ein Erdbeben eintritt, welches mindestens die Intensität VI gemäss der Europäischen Makroseismi-

schen Skala EMS-98 aufweist (vgl. Anhang 3). Er wird dabei die zu erwartenden Schäden berücksichti-

gen. 

Der Schweizerische Erdbebendienst an der ETH (SED) wird innerhalb von Minuten nach einem Ereig-

nis ein erstes automatisch erstelltes Lagebild über Ort, Stärke und erwartete Auswirkung des Erdbe-

bens geben können. Dieses beinhaltet auch eine automatische Abschätzung der Intensität des Bebens 

gemäss der Europäischen Makroseismischen Skala (EMS-9831). Diese erste Abschätzung wird inner-

halb von ein bis zwei Stunden von einem Seismologen überprüft. Im selben Zeitraum wird basierend 

auf dem Erdbebenrisikomodell Schweiz eine automatische schnelle Schadensabschätzung veröffent-

licht, die detailliertere Angaben über die zu erwarteten Verluste macht. Nach einem Beben der Magni-

tude 4 oder grösser gehen innerhalb von wenigen Stunden typischerweise einige tausend Meldungen 

von Personen ein, die das Beben verspürt haben. Sie werden dazu verwendet, die automatischen Ein-

schätzungen weiter zu verifizieren. Basierend auf den erwähnten Produkten und Analysen ist der SED 

in der Lage, eine faktenbasierte und wissenschaftlich abgestützte Aussage zur Intensität des Erdbe-

bens zu machen. Diese kann in den folgenden Tagen von Fachpersonen vor Ort überprüft werden. Da-

mit verfügt der Bundesrat relativ rasch über eine verlässliche Grundlage, um einen Entscheid über die 

Aktivierung der Eventualverpflichtung zu fällen.  

Bei Erdbeben mit einer Intensität VI gemäss EMS-Skala sind gemäss Definition (vgl. Anhang 3) in den 

meisten Fällen nur leichte Schäden an Gebäuden zu erwarten, deren Behebung den Selbstbehalt des 

Gebäudeeigentümers womöglich nicht übersteigen. Der Selbstbehalt wäre in diesem Fall aus Sicht des 

typischen Gebäudeeigentümers bindendes Kriterium, da eine Entschädigung durch die Eventualver-

pflichtung nur für jene Schäden erfolgt, die den Selbstbehalt übersteigen. Ab einer Intensität VII ge-

mäss EMS-Skala können hingegen Schäden auftreten, die den Selbstbehalt übersteigen, so dass ver-

breitet Entschädigungszahlungen aus der Eventualverpflichtung zu leisten sind und das gesamte 

Schadenausmass entsprechend höher ist. 

Optionen  

• Mindestintensität VI auf EMS-Skala plus ein Mindestschadenbild 

• Mindestintensität VII plus ein Mindestschadenbild 

• Mindestmagnitude auf Richterskala 

• Auslösung sobald der Schaden an einem Gebäude den Selbstbehalt übersteigt 

                                                      
31 Link: https://www.gfz-potsdam.de/sektion/erdbebengefaehrdung-und-dynamische-risiken/daten-produkte-dienste/ems-98-europaeische-mak-

roseismische-skala (per August 2022). 

https://www.gfz-potsdam.de/sektion/erdbebengefaehrdung-und-dynamische-risiken/daten-produkte-dienste/ems-98-europaeische-makroseismische-skala
https://www.gfz-potsdam.de/sektion/erdbebengefaehrdung-und-dynamische-risiken/daten-produkte-dienste/ems-98-europaeische-makroseismische-skala
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3.7 Beitragssatz der Eventualverpflichtung 

Im Erdbebenfall muss der Beitragssatz in Prozent der Gebäudeversicherungssumme so festgelegt 

werden (vgl. Ziff. 3.8), dass maximal die dem Schutzziel entsprechenden Schäden finanziert werden.  

Beitragssatz: maximal 0,7% der Gebäudeversicherungssumme 

Mit diesem Ansatz wird zum einen sichergestellt, dass die finanzielle Verpflichtung der Gebäudeeigen-

tümer im Fall einer Auslösung der Eventualverpflichtung (vgl. Ziffer 3.8) 0,7% des Versicherungswerts 

des Gebäudes nicht übersteigt. Zum anderen besteht die Flexibilität, den Beitrag so festzulegen, dass 

bei kleineren Erdbeben von den Eigentümern nicht zu viel für die Deckung der Schäden einkassiert 

wird, so dass proportionale Rückerstattungen vorzunehmen wären. 

Optionen  

• 3 feste Stufen klein/mittel/gross (z.B. 0,3%; 0,5%; 0,7%) 

• Fix 0,7% 

3.8 Abwicklung 

Die Eventualverpflichtung ist möglichst einfach zu strukturieren, und die Kompetenzen und Aufgaben 

sind klar zuzuordnen. Dabei wird ein mehrstufiges Verfahren als sachgerecht erachtet, für das auch 

eine gesetzliche Grundlage zu erarbeiten ist (vgl. Ziff. 4.2, unten). Im Rahmen dieser Arbeiten gilt es, 

die Aufgaben der verschiedenen Stufen sowie die durch den Bundesrat zu bestimmende federfüh-

rende Bundesstelle für die Führungsorganisation der Eventualverpflichtung noch im Detail festzulegen. 
Die wichtigsten Aufgaben sowie die Rollenteilung zwischen Bundesrat, Krisenstab des Bundes und der 

Kantone bei der Umsetzung der Eventualverpflichtung sind nachfolgend sowie in der untenstehenden 

Tabelle zusammengefasst. 

- Die strategische Führung zur Bewältigung eines grossen Erdbebenereignisses erfolgt durch den 

Bundesrat in Rücksprache mit den Kantonsregierungen. Im Rahmen dieser Funktion entschei-

det der Bundesrat auch über die Auslösung der Eventualverpflichtung basierend auf einer Ein-

schätzung aufgrund instrumenteller Daten des Schweizerischen Erdbebendienstes (SED) an der 

ETH Zürich sowie Informationen zu den beobachteten Schäden des Vereins Schadenorganisa-

tion Erdbeben.  

- Auf nationaler Ebene wird ein Krisenstab, bestehend aus Vertretern des Bundes und der be-

troffenen Kantone, zur Bewältigung des Erdbebenereignisses eingesetzt. Im besten Fall kann 

auf einen bereits bestehenden permanenten und departementsübergreifenden Krisenstab zu-

rückgegriffen werden. Dieser Krisenstab soll auch für die operative Abwicklung der «Eventual-

verpflichtung Erdbeben» zuständig sein. Dazu gehören sowohl die Vorbereitung der Entscheide 

für den Bundesrat als auch die Initialisierung von nötigen Massnahmen.  

- Die betroffenen Kantone sind für die Bewältigung des Ereignisses in ihrem Gebiet verantwort-

lich. Sie sind via Vertretung im Krisenstab, in die Abwicklung der Eventualverpflichtung einbezo-

gen. Dabei bleibt ihre Autonomie erhalten. Die operativen Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Eventualverpflichtung, beispielsweise das Einkassieren des fälligen Betrags oder das Auszahlen 

von Entschädigungen, können die Kantone durch ihre kantonalen Steuerverwaltungen selbst 

durchführen oder andere Stellen damit beauftragen (z.B. die kantonale Gebäudeversicherung, 

die Schadenorganisation Erdbeben oder ein Treuhandunternehmen).  

- Die Schadenorganisation Erdbeben stellt die Schätzung für die erwarteten Wiederaufbau- und 

Reparaturkosten zur Verfügung. 
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Tabelle 3:  Prozess der Eventualverpflichtung Erdbeben, Quelle: eigene Darstellung. 

Geprüfte, aber verworfene Alternativen: 

• Gesamte Ausführung nur durch Bund oder nur durch Kantone 

• Ein- und Auszahlungen durch Bund oder nur durch Kantone  

• Ein- und Auszahlungen nur durch SOE 

3.9 Exkurs: Vergleich Eventualverpflichtung und Versicherung 
von Erdbebenschäden an Gebäuden 

Risiko Erdbeben 

Bezüglich des zu finanzierenden Risikos besteht zwischen einer Eventualverpflichtung und einer priva-

ten Versicherung von Erdbebenschäden an Gebäuden grundsätzlich kein Unterschied. Im Rahmen der 

Eventualverpflichtung muss die Definition des Begriffs «Erdbeben» in die gesetzlichen Grundlagen auf-

genommen werden (siehe Ziff. 3.1); bei einer Versicherungslösung findet sich die entsprechende Defi-

nition im Versicherungsvertrag.  

Sach- und Vermögenswerte 

Bezüglich der zu deckenden Sach- und Vermögenswerte besteht zwischen einer Eventualverpflichtung 

und einer Versicherungslösung ebenfalls kein Unterschied. Es ist in den gesetzlichen Grundlagen 

(siehe Ziff. 4.2), bzw. im Versicherungsvertrag festzulegen, welche Sach- und Vermögenswerte ge-

deckt werden sollen. Die in der Motion 20.4329 vorgeschlagene Eventualverpflichtung beschränkt sich 

auf die Deckung von Gebäudeschäden. Weitere Sachwerte, wie z.B. das Geschäftsinventar (Fahr-

habe) oder Vermögensschäden (z.B. Betriebsunterbruch) fallen nicht darunter. Mittels einer Versiche-

rungslösung kann ein weitergehender Schutz «eingekauft» werden, in dem z.B. auch das Geschäftsin-

ventar der private Hausrat oder auch Vermögensschäden versichert werden. 

Zur Verfügung stehende Kapazität 

Die finanziellen Mittel sind sowohl in einer Eventualverpflichtung als auch bei einer Versicherungslö-

sung nicht unbeschränkt verfügbar. Mit der im vorliegenden Bericht vorgeschlagenen Lösung zur Um-

setzung der Eventualverpflichtung sind Mittel in der Höhe von rund CHF 20 Mrd. vorgesehen. Die ver-

fügbaren finanziellen Kapazitäten der Versicherungswirtschaft verteilen sich auf die verschiedenen An-

bieter von Erdbebenversicherungen. 

Obwohl die Nachfrage nach Erdbebenversicherungen in den letzten Jahren stetig zugenommen hat, ist 

die Versicherungsdichte heute immer noch tief: Nur rund 15% der Gebäude sind in der Schweiz gegen 

Schäden durch Erdbeben versichert. Die Gründe für diese tiefe Versicherungsdichte können in der 

mangelnden Sensibilisierung für das Risiko liegen (das letzte starke Erdbeben mit starken Schäden hat 

Bundesrat Krisenstab Kantone Unterstützende Funktionen

1 Feststellen Ereignis, Abschätzen Auswirkungen D SED

2 Auslösung EVV E/D/I V

3 Information Öffentlichkeit/Betroffene E D

4 Verfolgen Entwicklung Schadenhöhe D I SOE

5 Beitragssatz festlegen E/I V

6 Einkassieren der EVV bei Gebäudeeigentümern D SOE, KGV, Treuhandgesellschaften

7 Verwalten der einkassierten Beträge D Evtl. EFD

8 Berechnung Anteil der Entschädigung und

individuelle Entschädigungshöhe (inkl. allfällige 

Kürzungen)

D/I D SOE, KGV, Treuhandgesellschaften

9 Auszahlung der Entschädigung an Betroffene V D/I SOE, KGV, Treuhandgesellschaften

10 Einsprachen behandeln E/D/I

11 Schlussabrechnung erstellen E V/D

12 Ereignisanalyse D D D SED, SOE

E: Entscheidung, D: Durchführung, I: Information, V: Vorbereitung

Wer
Was
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sich 1946 in der Schweiz ereignet), in der falschen Annahme, Erdbeben sei als Teil der Elementar-

schaden-Versicherung bereits gedeckt oder gar in der Erwartung über mögliche staatliche Zuschüsse 

im Notfall. Schätzungen zur gesamten Deckungskapazität schwanken zwischen CHF 10 Mrd. und 

CHF 25 Mrd.32 Der Erst- und Rückversicherungsmarkt ist damit in der Lage, die aktuelle, geringe 

Nachfrage nach Erdbebenversicherungen zu decken.  

Der Erst- und Rückversicherungsmarkt könnte für die Schweiz auch deutlich mehr Kapazität zur Verfü-

gung stellen. Die angefragten Rückversicherer und Broker haben übereinstimmend gemeldet, dass die 

von ihnen geschätzte und aktuell verfügbare Kapazität auch verdoppelt werden könnte. Dies allerdings 

nur zu substanziell höheren Prämien als bisher und mit einem schrittweisen und über mehrere Jahre 

dauernden Ausbau der Kapazitäten. 

Für Risiken mit einem sehr hohem Schadenpotential wie Erdbeben könnte die Kombination der Even-

tualverpflichtung und einer privaten Versicherungslösung die Voraussetzung schaffen, dass zusammen 

genügend Kapital bereitgestellt wird, um im Falle eines Erdbebens den grössten Teil der entstandenen 

Schäden an Gebäuden (und allenfalls weiterer Vermögenswerten / siehe «Sach- und Vermögens-

werte», oben) finanzieren zu können. 

Gesetzliche und vertragliche Grundlagen 

Für die in der Motion 20.4329 vorgeschlagene Eventualverpflichtung sind die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen primär in der Bundesverfassung sowie auf Gesetzes- und Verordnungsstufe zu regeln. Bei 

einer Versicherungslösung werden die Bedingungen in einem individuellen Vertrag vereinbart.33  

Wählbarkeit / Obligatorium 

Mit der im vorliegenden Bericht vorgeschlagenen Lösung wäre die Eventualverpflichtung für Gebäude 

mit einer Versicherungssumme bis zu CHF 25 Mio. verpflichtend. Ansonsten würde das System beru-

hend auf gegenseitiger Solidarität der Schweizer Gebäudeeigentümer nicht funktionieren. Gebäude mit 

einem höheren Versicherungswert würden von der Eventualverpflichtung nicht erfasst. Bei einer privat-

rechtlichen Versicherungslösung herrscht demgegenüber Vertragsfreiheit. 

Risikoverteilung 

Mit einer Eventualverpflichtung wird das finanzielle Risiko eines Gebäudeeigentümers auf alle Schwei-

zer Gebäudeeigentümer verteilt. Bei einer Versicherung hingegen ist es möglich, die Erdbebenrisiken 

global zu verteilen (beispielsweise durch Rückversicherung).  

Dauer 

Die Eventualverpflichtung gilt ab Inkraftsetzung der rechtlichen Grundlagen. Der Versicherungsvertrag 

wird bei einer Versicherungslösung normalerweise für eine Dauer von einem Jahr bis zu fünf Jahren 

abgeschlossen. Die Parteien haben das Recht, den Vertrag im Schadenfall oder nach spätestens drei 

Jahren zu kündigen. 

Finanzierung und Preis 

Bei der Eventualverpflichtung werden die entstandenen Schäden nachträglich finanziert. D.h. die Gel-

der werden erst einkassiert, wenn das Ereignis – sprich das Erdbeben – auch tatsächlich eingetreten 

ist und entsprechend finanzielle Mittel für den Wiederaufbau von Gebäuden benötigt werden. 

Bei einer Versicherungslösung werden allfällige Schäden vorfinanziert. Das Versicherungsunterneh-

men ist ab Vertragsbeginn leistungspflichtig. Die i.d.R. jährlich zu bezahlenden Prämien decken die Ri-

sikokosten, die Kosten des durch den Versicherer für die Übernahme des Risikos zur Verfügung zu 

stellenden Kapitals, die Verwaltungskosten sowie den Gewinnanteil des Anbieters. 

                                                      
32 Die Arbeitsgruppe hat im zweiten Quartal 2022 eine Umfrage zum Deckungsumfang von Erdbebenversicherungen in der 

Schweiz bei mehreren Anbietern von Erdbebenversicherungen vorgenommen. Ein Rückversicherungsunternehmen sowie 
zwei Rückversicherungs-Broker haben die Umfrage beantwortet. 

33  Ein allfälliges Versicherungsobligatorium setzt ebenfalls eine Kompetenz des Bundes für die Regelung des Bereichs, für den 
das Versicherungsobligatorium angeordnet werden soll, voraus und bedarf entsprechend einer verfassungsmässigen und 
gesetzlichen Regelung. 
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Während bei auf dem Markt abzuschliessenden Erdbebenversicherungen das individuelle Risiko, wie 

Nutzung, Bauart und Lage, bei der Prämienhöhe berücksichtigt wird, wäre dieses nach der vorgeschla-

genen Eventualverpflichtung für alle Gebäudeeigentümer gleich hoch. Die Marktübersicht mit Stand 

Juni 2022 in Tabelle 4 zeigt, dass der bei Auslösung der Eventualverpflichtung einmalig zu bezahlende 

Betrag, je nach Standort des Gebäudes, zu heutigen Marktprämien dem neun- bis zweiundzwanzigfa-

chen einer Jahresprämie für eine gleichwertige private Erdbebenversicherung entsprechen würde. Die 

Eventualverpflichtung würde deshalb Stand heute die Gebäudeeigentürmer durchschnittlich ab rund 20 

Jahren günstiger zu stehen kommen als eine vergleichbare Versicherungslösung. 

 

Tabelle 4:  Prämienvergleich Erdbebenversicherung, Quelle: Schadenorganisation Erdbeben. 

Prämienvergleich Erdbebenversicherung (Stand Juni 2022)

Objekt: Einfamilienhaus, Baujahr 1996, Versicherungssumme CHF 800’000

Versicherer A

Kanton St. Gallen,

Gemeinde St. Gallen

Kanton Bern,

Gemeinde Bern

Kanton Wallis, 

Gemeinde Visp

219.45 263.35 1’185.05

Versicherer B 230.05 323.80 479.10

Versicherer C 217.60 217.60 362.70

Versicherer D 233.70 233.70 332.30

Versicherer E 161.60 137.25 295.50

Kommentar

• Selbstbehalt CHF 10’000

• Keine Leistungsbegrenzung

• Selbstbehalt CHF 20’000

• Leistungsbegrenzung CHF 1 Mrd. pro Ereignis

VERSICHERUNG                                            Jahresprämie, inkl. eidg. Stempelgebühr in CHF

EVENTUALVERPFLICHTUNG             Beitrag von 0.7% der Versicherungssumme in CHF

5’600.00 5’600.00 5’600.00

• Selbstbehalt 10% der Entschädigung, mind. CHF 

20’000

• Keine Leistungsbegrenzung

• Selbstbehalt 10% der Entschädigung, mind. CHF 

20’000

• Keine Leistungsbegrenzung

• Selbstbehalt 10% der Entschädigung, mind. CHF 

20’000

• Keine Leistungsbegrenzung

Kein Versicherer verlangt eine 

Mindestintensität als Deckungsvoraussetzung

Versicherer F 185.75 185.75 445.85
• Selbstbehalt CHF 20’000

• Keine Leistungsbegrenzung
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4 Rechtliche Grundlagen 

4.1 Verfassungsrechtliche Grundlage 

4.1.1 Verfassungsmässige Kompetenzen des Bundes 

Die Schweizerische Bundesverfassung (BV) zählt die Kompetenzen des Bundes abschliessend auf und 

enthält in Artikel 3 den Grundsatz, dass die Kantone alle Rechte ausüben, welche nicht dem Bund über-

tragen sind. Es besteht somit eine subsidiäre Generalklausel zu Gunsten der kantonalen Zuständigkeit. 

Dem Bund sollen nach Artikel 43a Absatz 1 BV nur jene Aufgaben zugewiesen werden, „welche die Kraft 

der Kantone übersteigen oder einer einheitlichen Regelung durch den Bund bedürfen“. Die Bestimmung 

enthält indessen nur einen Grundsatz für die Zuweisung von Aufgaben, statuiert selbst jedoch keine 

Zuweisung von Bundeskompetenzen. Vielmehr sollen die Begründung neuer und die Ausschöpfung be-

stehender Bundeskompetenzen im Geiste des Subsidiaritätsprinzips erfolgen.34 

Das System der Kompetenzaufteilung der BV weist keine Lücken auf: Was nicht kraft Verfassung dem 

Bund übertragen ist, gehört zu den kantonalen Kompetenzen. Es ist deshalb nicht zulässig, für eine in 

der BV nicht genannte Staatsaufgabe eine Lücke anzunehmen und diese auf dem Weg der Analogie zu 

einer bestehenden Bundeskompetenz zu schliessen. Genauso wenig ist es zulässig, dass die Kantone 

auf vertraglicher Basis dem Bund eine Kompetenz zusprechen.35 

4.1.2 Kompetenzen des Bundes im Bereich Erdbeben 

Die Anordnung einer Finanzierung von Erdbebenschäden mittels der Eventualverpflichtung durch den 

Bund setzt – wie in der Motion 20.4329 vorgeschlagen – voraus, dass dieser über eine entsprechende 

Kompetenz in der Bundesverfassung verfügt. Dies ist – wie vom Bundessamt für Justiz (BJ) festgestellt 

– weder im Bereich der Erdbebenvorsorge noch allgemein im Bereich des Schutzes vor Naturgefahren 

der Fall.36 Insbesondere reichen dazu auch die Kompetenzen des Bundes zum Erlass von Vorschriften 

über die innere Sicherheit (Art. 57ff. BV), das Privatversicherungswesen (Art. 98 Abs. 3 BV), die Kon-

junkturpolitik (Art. 100 BV), die Strukturpolitik (Art. 103 BV) oder über das Zivilrecht (Art. 122 BV) nicht 

aus.37 

4.1.3 Erdbebenvorsorge und Notrecht 

Bei Erdbeben handelt es sich um eine typische und erkennbare Gefahr38. Die zur Katastrophenbewälti-

gung erforderlichen Schutzmassnahmen sind bereits in der Normallage absehbar und müssen somit vor 

dem Eintritt der befürchteten Gefahr geschaffen und als ordentliches Recht erlassen werden. 

Wo bestehendes Recht nicht ausreicht, müssten mit Not- beziehungsweise Dringlichkeitsrecht39 die 

Grundlagen für Massnahmen des reaktiven Katastrophenschutzes (z.B. Rettungsmassnahmen für Leib 

und Leben) geschaffen werden. Dies ist erst nach Eintritt einer Katastrophe beziehungsweise eines 

grösseren Erdbebens möglich. Zudem ist fraglich, ob solche Massnahmen zur Finanzierung von pri-

vatem Gebäudeeigentum gerechtfertigt wären.  

                                                      
34 Vgl. SCHWEIZER/MÜLLER, St. Galler Kommentar zu Artikel 43a BV, 3. Aufl., Rz. 8. 
35 Ebenso wenig darf der Bund auf diesem Weg Kompetenzen an die Kantone übertragen. 
36 Vgl. Bericht des Schweizerischen Bundesrates vom 20. Juni 2014 zur Abschreibung der Motion 11.3511 Fournier «Obligatori-

sche Erdbebenversicherung», https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/5507.pdf. 
37 Vgl. Anhang 5: System der Eventualverpflichtung zur Finanzierung von Erdbebenschäden (Motion 20.4329): Verfassungs-

grundlage 
Stellungnahme des BJ vom 9. März 2022 und Anhang 6: System der Eventualverpflichtung zur Finanzierung von Erdbeben-
schäden (Mo. 20.4329): Art. 100 BV (Konjunkturpolitik) und Art. 103 BV (Strukturpolitik) als Verfassungsgrundlage? 
Nachtrag des BJ vom 13. April 2022 zur Stellungnahme des BJ vom 9. März 2022. 

38 BGE 130 I 369 E. 7.3; BGE 126 I 112 E. 4b; BGE 121 II 22 E. 4b. 
39 Z.B. Dringlichkeitsrecht i.S.v. Artikel 165 BV, Notverordnungs- und Notverfügungsrechte i.S.v. Artikel 173 Absatz 1 Buch-

stabe c bzw. Artikel 185 Absatz 3 BV oder gar das in der Verfassung nicht geregelte Staatsnotstandsrecht. 

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2014/5507.pdf
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4.1.4 Vorschlag für eine neue Bundeskompetenz zur Erdbebenvorsorge 

Die Einführung der Eventualverpflichtung zur Deckung von Erdbebenschäden nach der Motion 20.4329 

durch den Bund setzt die Schaffung einer entsprechenden Grundlage in der BV voraus. Diese könnte 

wie folgt ausgestaltet werden: 

Artikel 74a (neu) (Erdbebenvorsorge) 

1 Der Bund kann Vorschriften erlassen zum Schutz von Menschen und Sach-

werten vor Schädigungen im Zusammenhang mit Erdbeben. 

2 Er regelt die Verpflichtung der Gebäudeeigentümer, bei Eintritt eines Erdbe-

bens einen Beitrag von maximal 0,7% der Gebäudeversicherungssumme zur 

Deckung von Gebäudeschäden zu entrichten. 

4.2 Gesetzliche Grundlage 

Für die Umsetzung der Eventualverpflichtung zur Deckung von Erdbebenschäden nach der Motion 

20.4329 braucht es neben einer entsprechenden Grundlage in der BV (vgl. Ziff. 4.1.4, oben) eine Grund-

lage auf Gesetzesstufe.  

Die in Ziffer 3 des vorliegenden Berichts genannten Eckwerte für eine Eventualverpflichtung zur Deckung 

von Erdbebenschäden an Gebäuden sind im Rahmen des normalen Gesetzgebungsprozesses basie-

rend auf der in Ziffer 4.1.4 vorgeschlagenen verfassungsrechtlichen Grundlage in einem Gesetz im for-

mellen Sinn zu regeln. Möglich wäre die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über die Deckung von 

Erdbebenschäden an Gebäuden, die Ergänzung eines bestehenden Bundesgesetzes oder eine 

«Mischlösung» der beiden Varianten. Aufgrund des öffentlich-rechtlichen Charakters der Eventualver-

pflichtung drängt sich dabei eine Ausgestaltung in einem neuen «Bundesgesetz über die Deckung von 

Erdbebenschäden an Gebäuden» auf. Im Rahmen der weiteren Arbeiten zur Umsetzung der Eventual-

verpflichtung zur Deckung von Erdbebenschäden auf Gesetzesstufe wird zu bestimmen sein, welcher 

Weg eingeschlagen werden soll. 

Zu regeln sind insbesondere die folgenden Punkte: 

- Kreis der Beitragspflichtigen (vgl. Ziff. 3.1 - 3.4, oben); 

- Höhe des Beitrags (vgl. Ziff. 3.6, oben); 

- Öffentlich-rechtliche Grundlast zur Sicherung des Beitrags (ist allenfalls im ZGB zu regeln); 

- Verwendung des Ertrags (vgl. Ziff. 3.4, oben); 

- Ablauf und Zuständigkeiten der Abwicklung (vgl. Ziff. 3.8, oben); 

- weitere (insb. technische) Einzelheiten (wobei geprüft werden kann, wie weit deren Regelung im 

Einzelnen dem Bundesrat delegiert werden soll), z.B.: 

o Bemessung der Gebäudewerte; 

o Anrechenbare Schadenskosten; 

o Härtefallklausel; 

o Rückerstattung von Beiträgen etc. 
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5 Fazit 

Die Erkenntnisse der Analysearbeiten lassen sich wie folgt resümieren: 

1. Erdbeben sind die Naturgefahr mit dem höchsten Risiko für die Schweiz. Die Erdbebengefährdung 

(geologische Beschaffenheit) kann im internationalen Vergleich zwar als niedrig bis mittel eingestuft 

werden, aber das Erdbebenrisiko, d.h. die Gefährdung kombiniert mit der Schadenanfälligkeit der 

Gebäude und mit der hohen Wertekonzentration, ist sehr hoch. 

2. Da moderne Baunormen zur Erdbebensicherheit erst in 1989 in der Schweiz eingeführt und erst ab 

deren Aktualisierung in 2003 breit angewandt wurden, weist heute die Mehrzahl der bestehenden 

Bauten und Anlagen in der Schweiz eine unbekannte und zum Teil geringe Erdbebensicherheit auf. 

Weiterhin können Bauten trotz Anwendung der Baunormen bei Erschütterungen, die die Normenan-

forderungen überschreiten, substantiell bis total beschädigt werden. Sie sollen aber nicht einstürzen. 

Die durchschnittliche relativ hohe Verletzbarkeit der bestehenden Bauten führt dazu, dass im Ereig-

nisfall erhebliche Schäden, bis zu mehreren Dutzend Milliarden Franken, zu erwarten sind.  

3. Die finanzielle Vorsorge für Erdbeben durch Versicherung ist in der Schweiz sehr gering. Über einen 

(begrenzten) Versicherungsschutz verfügen nur die Gebäude im Kanton Zürich, während in 17 wei-

teren Kantonen die kantonalen Gebäudeversicherungen, im Rahmen des schweizerischen Pools für 

Erdbebendeckung, freiwillig Mittel in der Höhe von maximal CHF 2 Milliarden in Aussicht stellen. Der 

Gebäudeeigentümer hat hier aber keinen Anspruch auf Entschädigung. Versicherungen gegen 

Schäden durch Erdbeben werden mittlerweile von zahlreichen Privatversicherern angeboten, aber 

die Marktdurchdringung ist gering. Bei einem Ereignis müssten die Kantone nicht nur über den Wie-

deraufbau ihrer eigenen Infrastrukturen und Bauten, sondern auch über ausserordentliche Finanz-

hilfen für private Gebäudeeigentümer entscheiden. Der Bund müsste ebenso über subsidiäre aus-

serordentliche Finanzhilfen an die Kantone auf Basis gestellter Anträge der Kantone entscheiden. 

Die fehlende finanzielle Vorsorge für private Gebäude kann damit die operative und finanzielle Hand-

lungsfreiheit der öffentlichen Hand einschränken. Die Gründe für diese tiefe Versicherungsdichte 

können in der mangelnden Sensibilisierung für das Risiko liegen, in der falschen Annahme, Erdbe-

ben sei als Teil der Elementarschaden-Versicherung bereits gedeckt oder gar in der Erwartung über 

Zuschüsse durch die öffentliche Hand im Notfall.  

4. Eine obligatorische Erbebenversicherung für Gebäudeeigentümer scheiterte aufgrund fehlender po-

litischer Unterstützung in den letzten Jahren. Basierend auf dem Auftrag der Motion 20.4329 wurde 

in der Arbeitsgruppe Umsetzungsmöglichkeiten diskutiert und daraus folgende Eckwerte ermittelt:  

- Die Eventualverpflichtung gilt für die Gefahr Erdbeben. Sie soll ebenfalls für Folgeschäden, wie 

Feuer, Flutwellen (etwa aufgrund eines Dammbruchs) etc., sofern diese unmittelbar auf ein Erd-

beben zurückzuführen sind, angewendet werden. 

- Sie soll auf ein Ereignis mit maximal 500-jähriger Wiederkehrperiode ausgerichtet werden. 

- Erdbeben, die innerhalb von 30 Kalendertagen nach der ersten schadenverursachenden Er-

schütterung auftreten, bilden ein Ereignis. 

- Es sollen alle Gebäude (exkl. Bundesbauten) abgedeckt werden, welche sich auf dem Gebiet 

der Schweiz befinden und eine Gebäudeversicherungssumme von ≤ CHF 25 Mio. aufweisen. 

- Die Eventualverpflichtung soll eine solidarisch finanzierte Unterstützungsleistung sein für ein 

selten eintretendes, aber mit massiven Auswirkungen verbundenes Ereignis. Dies bedingt auch, 

dass der Gebäudeeigentümer Eigenverantwortung übernehmen muss. Der Selbstbehalt soll da-

her 5% der Versicherungssumme, mindestens aber CHF 25‘000 betragen. 

- Der Bundesrat kann die Eventualverpflichtung auslösen, wenn auf dem Gebiet der Schweiz ein 

Erdbeben40 eintritt, welches mindestens die Intensität VI gemäss der Europäischen Makroseis-

mischen Skala EMS-98 aufweist und Schäden an Gebäuden verursacht hat. 

- Der Beitragssatz soll je nach Schadensausmass maximal 0,7% der Gebäudeversicherungs-

summe betragen. Damit könnten zurzeit bis zu ca. CHF 20 Mrd. Gebäudeschäden abgedeckt 

werden.  

                                                      
40 Massgebend ist dabei nicht das Epizentrum des Erdbebens, sondern ob in der Schweiz Schäden an Gebäuden entstanden 

sind.  



 

Seite 26 von 48 

- Der gesamte Prozess der Eventualverpflichtung ist möglichst einfach zu strukturieren und die 

Kompetenzen und Aufgaben klar zuzuordnen: Die strategische Führung zur Bewältigung eines 

grossen Erdbebenereignisses erfolgt durch den Bundesrat. Im Rahmen dieser Funktion ent-

scheidet der Bundesrat über die Auslösung der Eventualverpflichtung basierend auf einer Ein-

schätzung aufgrund instrumenteller Daten des Schweizerischen Erdbebendienstes (SED) an der 

ETH Zürich sowie Informationen zu den beobachteten Schäden des Vereins Schadenorganisa-

tion Erdbeben. Eine in die Krisenorganisation des Bundes (Krisenstab) eingebettete Führungs-

organisation Eventualverpflichtung Erdbeben, bestehend aus Vertretern des Bundes und der 

betroffenen Kantone soll für deren operative Leitung verantwortlich sein und Entscheidungen 

durch den Bundesrat vorbereiten. Die Umsetzung der einzelnen Massnahmen wie das Einkas-

sieren der finanziellen Verpflichtung der Gebäudeeigentümer oder die Auszahlung an Betroffene 

kann durch verschiedene Akteure erfolgen. Neben den Kantonen können auch die Gebäudever-

sicherungen oder die Schadenorganisation Erdbeben Aufgaben übernehmen oder Unterstüt-

zung bieten. 

5. Heute bestehende Versicherungen von Gebäudeeigentümern müssten an die Eventualverpflichtung 

angepasst werden. Anbieter von Versicherungsdienstleistungen im Erdbebenfall sind auch in Ergän-

zung der Eventualverpflichtung wichtig. So sind zum Beispiel Schäden an Hausrat und Geschäfts-

inventar oder Vermögensschäden, wie entgangener Mietertrag oder Betriebsunterbruch, privat zu 

versichern. Allenfalls bieten die Versicherer auch die Möglichkeit, den Solidaritätsbeitrag aus der 

Eventualverpflichtung des Gebäudeeigentümers gegen eine geringe Prämie zu versichern. Auch 

wäre die Absicherung von sehr seltenen und extrem schweren Erdbeben möglich, die die Kapazität 

der Eventualverpflichtung übersteigen (beispielsweise ein Ereignis mit 1000-jähriger Wiederkehrpe-

riode). 

6. Die Einführung der Eventualverpflichtung zur Deckung von Erdbebenschäden nach der Motion 

20.4329 durch den Bund setzt die Schaffung einer entsprechenden Grundlage in der Bundesverfas-

sung voraus. Die Umsetzung ist im Rahmen des normalen Gesetzgebungsprozesses basierend auf 

der vorgeschlagenen verfassungsrechtlichen Grundlage in einem Gesetz zu regeln. Zufolge der 

rechtlich unterschiedlich zu qualifizierenden Sachverhalte, die sowohl privat- als auch öffentlich-

rechtliche Komponenten beinhalten, drängt sich dabei eine Ausgestaltung in einem neuen «Bundes-

gesetz über die Deckung von Erdbebenschäden an Gebäuden» auf. Zu prüfen ist dabei, ob die 

Absicherung der Grundlast zum Beispiel mittels einer Anpassung des ZGB geregelt werden könnte. 
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Anhang 1: Motion 20.4329 UREK-S  

20.4329 
Motion Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie SR 
Schweizerische Erdbebenversicherung mittels System der Eventualverpflichtung 

 

 

Wortlaut der Motion vom 03.11.2020 

Der Bundesrat wird beauftragt die verfassungsrechtlichen und/oder gesetzlichen Grundlagen für die 

Schaffung einer Schweizerischen Erdbebenversicherung mittels einem System der Eventualverpflich-

tung zu schaffen. 

Eine Minderheit der Kommission (Fässler Daniel, Germann, Müller Damian, Noser, Schmid Martin, 

Stark) beantragt, die Motion abzulehnen. 

 

Begründung 

Das Erdbebenrisiko ist das grösste Elementarschadenrisiko schweizweit. Auch in der Schweiz können 

seltene Erdbeben zu Schäden bis in den dreistelligen Milliardenbereich führen. Dennoch gibt es in der 

Schweiz keine flächendeckende, obligatorische Erdbebenversicherung und das Risikobewusstsein in 

breiten Teilen der Bevölkerung ist gering. Der klassische Risikotransfer von Versicherungsprodukten 

wird massgeblich erschwert durch die Tatsache, dass in der Schweiz grosse Erdbeben nur alle paar 

Jahrzehnte oder sogar nur alle paar Jahrhunderte auftreten. 

Gegenwärtig werden in der Schweiz lediglich knapp 10 Prozent der Gebäudewerte durch entsprechende 

Versicherungsprodukte abgedeckt. 

Die bisherigen Versuche zur Schaffung einer schweizerischen Erdbebenversicherung sind allesamt ge-

scheitert. Obwohl der Handlungsbedarf durchaus anerkannt ist, scheiterten bisherige Versuche an der 

speziellen wirtschaftlichen und politischen Konstellation. Trotzdem weigerte sich der Ständerat im Juni 

2018 die Motion Fournier (11.3511) abzuschreiben und anerkannte den Handlungsbedarf weiterhin. 

Bei der Diskussion zur Einführung einer flächendeckenden, obligatorischen Erdbebenversicherung kann 

argumentiert werden, dass der Versicherungszwang gegenüber einem Risiko, welches nur sehr selten 

eintritt, zu einer ungerechten und einseitigen Belastung von Generationen von Versicherungsnehmern 

bzw. Hauseigentümern führt. Eine gewisse Ungerechtigkeit kann also darin bestehen, dass viele Jahre 

- hunderte Jahre - Hauseigentümer durch Prämien belastet werden, entsprechende Leistungen dann 

jedoch nur einer einzigen Generation von Hauseigentümern im Ereigniszeitpunkt zu Gute kommen. Zu-

dem sind die Erdbebenrisiken in der Schweiz ungleich verteilt sowie die Gebäudeversicherungssysteme 

kantonal unterschiedlich ausgestaltet. Dies erschwerte in der Vergangenheit eine Konkordatslösung un-

ter den Kantonen. 

Die Corona-Krise hat jedoch gezeigt, dass auch seltene Ereignisse eintreten können. Es ist angebracht, 

hierfür Vorkehrungen zu treffen und den volkswirtschaftlichen Schaden für die Schweiz gering zu halten. 

Den Grundgedanken von Vorsorge, Versicherung und Solidarität ist Rechnung zu tragen. 

Als Alternative zur Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung bietet es sich an, andere 

Finanzierungskonzepte zu prüfen. Ein solches Konzept stellt die "Eventualverpflichtung" dar. Dieses 

Konzept ist seit ein paar Jahren bekannt und kann als gangbarer Weg für die Zukunft zielführend werden. 

Hauseigentümer würden dabei verpflichtet werden, im Falle eines Schadenbebens einen bestimmten 

Prozentsatz des Versicherungswerts ihres Gebäudes als Einmalprämie in ein gemeinschaftliches Ge-

fäss / Versicherung einzubringen. Diese Eventualverpflichtung müsste mittels Grundbucheintrag dinglich 

abgesichert werden. Mit zum Beispiel 0.7% auf der Gebäudeversicherungssumme könnte diese Kasse 

im Ereignisfall über Mittel in der Höhe von ca. CHF 20 Mia. verfügen, bei einem Versicherungsbestand 

von rund CHF 3'000 Mrd. in der Schweiz. Diese Mittel wären zweckgebunden für die Bewältigung der 

Folgen eines Erdbebens (Wiederherstellungskosten an beschädigten/zerstörten Gebäuden) einzuset-
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zen. So hätte beispielsweise ein Hauseigentümer mit einem Gebäude von CHF 500'000 Versicherungs-

wert im Ereignisfall eine Zahlung von CHF 3'500 zu leisten. Eine solche Zahlung, die nur alle paar Jahr-

zehnte bzw. Jahrhunderte anfällt, ist vertretbar, angemessen und zumutbar. Diese "Versicherungsprä-

mie" könnte in der Höhe vom Grad des Schadensausmasses abhängig gemacht werden und würde erst 

im Zeitpunkt des Schadenseintritts fällig. 

Der grosse Vorteil dieses Ansatzes gegenüber der "klassischen" Versicherungslösung liegt darin, dass 

lediglich die Generation Hauseigentümer zum Zeitpunkt des Erdbebens in den Mechanismus zur Um-

verteilung einbezogen wird. Da überall in der Schweiz ein gewisses Risiko besteht, durch ein Erdbeben 

betroffen zu sein, ist der Gedanke der Solidarität unter den Hauseigentümern der Schweiz von grosser 

Bedeutung und kann mit diesem Vorschlag umgesetzt werden. 

Weitere Vorteile ergeben sich aus der Tatsache, dass die Finanzierung alleine durch die Hauseigentü-

mer, ohne Belastung der Staatskasse sichergestellt wird. Es müssen auch keine Reserven verwaltet und 

gewinnbringend über Jahrzehnte oder sogar Jahrhunderte bewirtschaftet werden. Daraus ergibt sich 

eine Unabhängigkeit gegenüber der wirtschaftlichen Entwicklung über den Zeitraum von Jahrzehnten. 

So könnte der Nachteil einer Rückstellung in Form von Kapitalanlagen vermieden werden. Diese könnte 

ja über Jahrzehnte oder noch längere Zeiträume extrem an Wert verlieren oder es könnte sogar das 

Währungssystem ändern.  

Demgegenüber orientiert sich die Eventualverpflichtung immer am Gebäudewert und kann über ein ge-

setzliches Grundpfand, wie es in andern Bereichen bereits existiert (z.B. Sicherstellung von Steuerfor-

derungen des Staates) abgesichert werden. 

Dem Umstand, dass einzelne Gebäudeeigentümer im Ereignisfall nicht zahlungsfähig sein könnten, ist 

ebenfalls durch eine gesetzliche hypothekarische Absicherung Rechnung zu tragen. 

 

Stellungnahme des Bundesrates vom 03.02.2021 

Der Bundesrat hat sich schon mehrfach zu den zahlreichen Vorstössen geäussert, die sich in den letzten 

zwanzig Jahren für die Schaffung einer schweizerischen Erdbebenversicherung ausgesprochen haben. 

Im Wesentlichen steht er der Idee positiv gegenüber. Es gilt heute aber weiterhin, was er bereits in 

seinem dem Parlament am 20. Juni 2014 vorgelegten Bericht zur Motion Fournier (11.3511, Obligatori-

sche Erdbebenversicherung) klargestellt hat: Solange keine ausreichende Anzahl von Kantonen eine 

föderale Lösung für eine Erdbebenversicherung unterstützt, besteht nur noch der Weg einer Bundeslö-

sung, welcher die Schaffung einer entsprechenden Verfassungskompetenz erfordert. 

Eine Bundeslösung ist denn auch heute weiterhin die einzig mögliche, nachdem die Konferenz der Kan-

tonsregierungen im Dezember 2017 mitgeteilt hat, dass kein interkantonales Konkordat für eine obliga-

torische Erdbebenversicherung zustande kommt. Hierbei erscheint bei einer Lösung auf Bundesebene 

der Weg über eine förmliche Versicherung angesichts der mehrfach gescheiterten Versuche in diesem 

Geschäft nicht gangbar. So hat das Parlament wiederholt Vorstösse abgelehnt, die eine Deckung von 

Erdbebenschäden unter Einbezug der Privatversicherungen und der kantonalen Gebäudeversicherun-

gen verlangten (vgl. etwa Mo. Leutenegger Oberholzer Susanne 10.3804, Erdbebenversicherung; Pa.Iv. 

Leutenegger Oberholzer Susanne 11.416, Obligatorische Erdbebenversicherung; Mo. Malama Peter 

11.3377, Einführung einer obligatorischen Erdbebenversicherung; Standesinitiative Basel-Stadt 15.310, 

Einführung einer eidgenössischen Erdbebenversicherung). 

In diesem Lichte wäre es allenfalls möglich, dass die vorliegende Motion 20.4329 einen Ausweg aus der 

offenbar nicht gangbaren Versicherungslösung bietet. Angesichts der aber in weiten Kreisen weiterbe-

stehenden grundsätzlichen staatspolitischen und ökonomischen Ablehnung einer wie auch immer aus-

gestalteten vorsorglichen Regelung der Finanzierung von Erdbebenschäden, erachtet es der Bundesrat 

als nicht angezeigt, erneut umfangreiche Arbeiten zu diesem Thema aufzunehmen. 

 

Antrag des Bundesrates vom 03.02.2021 

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion. 
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Anhang 2: Charakterisierung der Phasen und der erwarteten Zustände nach einem Ereignis 

Die Zeit nach einem Schadensbeben wird in der Nationalen Vorsorgeplanung Erdbeben vereinfacht in 

Phasen mit Schwerpunkten gegliedert. Die Abgrenzung zwischen den einzelnen Phasen ist fliessend. 

Akutphase  

(Tage) 

Frühphase 

(Tage – Wochen) 

Übergangsphase 

(Wochen – Monate) 

Regenerationsphase 

(Monate – Jahre) 

 Spontanhilfe 

 Hochfahren der Krisen-

organisationen 

 Lageübersicht 

 Priorisierung der Ein-

sätze 

 Bergen und Retten 

 Organisierte Hilfe 

 Betreuung der Obdach-

losen 

 Konsolidierte Lage-

übersicht 

 Provisorische Wieder-

herstellung von kriti-

schen Infrastrukturleis-

tungen 

 Instandstellung von In-

frastrukturen 

 Beurteilung der Sicher-

heit von beschädigten 

Gebäude 

 Erfassung der finanziel-

len Schäden 

 Entscheide über Fi-

nanzhilfen 

 Festlegung der Prioritä-

ten für den Wiederauf-

bau 

 Organisation der Fi-

nanzflüsse bei Finanz-

hilfen 

 Priorisierung der Pro-

jekte 

 Projektierung und Rea-

lisierung der Bauvorha-

ben 

 Rückkehr zur Normali-

tät 

Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz BABS. 

Die wichtigsten Punkte der Charakterisierung der Phasen sowie der erwartete Zustand am Ende jeder 

Phase41 sind in der Folge ausgeführt. 

Akutphase (Tage) 

Die Akutphase ist anfänglich geprägt von der fehlenden Übersicht und Spontanhilfe. Die Krisenorgani-

sationen sind umgehend hochzufahren um die Lage einzuschätzen, Einsätze zu Priorisieren (Bergen 

und Retten) und weitere Sofortmassnahmen zu initiieren (z.B. Absperrungen, Sicherstellung Zugang). 

Erwarteter Zustand am Ende der Akutphase  

 Es besteht ein national konsolidiertes Lagebild, u.a. ist die Gefährdung durch mögliche Sekundärer-

eignisse erkannt und beurteilt. 

 Die Führungsorgane aller Stufen können die bezeichneten Aufgaben in ihrem Zuständigkeitsbereich 

wahrnehmen, die Spontanhilfe wird durch koordinierte Hilfe abgelöst. 

 Die Bevölkerung hat Informationen und Verhaltensanweisungen erhalten.  

 Die Kantone sind über die geplanten Aktivitäten und möglichen Unterstützungsmöglichkeiten des 

Bundes für die kommenden Phasen informiert. 

 Entsprechende Vorsorgemassnahmen zum Schutz der Bevölkerung sind umgesetzt, die Versorgung 

mit lebensnotwendigen Gütern ist sichergestellt. 

 Die Suche nach Verschütteten ist weitgehend abgeschlossen.  

 Der Zugang zu den betroffenen Gebieten ist (z.T. eingeschränkt) möglich, zentrale Rettungs- und 

Versorgungsachsen sind (provisorisch) eingerichtet. 

 

Frühphase (Tage bis Wochen) 

In der Frühphase funktioniert die organisierte Hilfe. Sie ist u.a. geprägt von der Betreuung der unterstüt-

zungsbedürftigen Personen sowie den Herausforderungen der Beurteilung und Sicherung von Gebäu-

den und (kritischen) Infrastrukturen. 

Erwarteter Zustand am Ende der Frühphase: 

 Die Unterbringung und Betreuung von Obdachlosen ist geklärt und funktioniert. 

 Eine Task Force «ausserordentliche Finanzhilfen» des Bundes für den Wiederaufbau hat ihre Arbeit 

aufgenommen. 

 Die Kantone wissen welche ausserordentlichen Bundeshilfen für den Wiederaufbau grundsätzlich ins 

Frage kommen können und welche Bedingungen zur Einreichung von Anträgen gelten. 

 Die innere Sicherheit ist gewährleistet. 

                                                      
41  Basierend auf dem Entwurf der nationalen Vorsorgeplanung Erdbeben des BAFU, Stand Mai 2022. 
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 Ausserhalb des Hauptschadenraums lebt die Bevölkerung weitgehend in geordneten Verhältnissen, 

die Infrastruktur ist provisorisch instand gestellt. Die Grundversorgung und Logistik funktioniert weit-

gehend, u.a. Verkehr, Energie, Kommunikation. 

 Die Beurteilung der Nutzbarkeit von Gebäuden und Infrastrukturen ist organisiert, Fachleute haben 

die Arbeit aufgenommen. 

 Die Schadenorganisation Erdbeben (SOE) ist aktiviert 

 

Übergangsphase (Wochen bis Monate) 

In der Übergangsphase werden die längerfristigen Perspektiven für die betroffenen Bewohner geklärt. 

Die Beurteilung beschädigten Gebäude auf ihre Benutzbarkeit ist grösstenteils abgeschlossen, Gebäude 

und Infrastrukturen werden provisorisch Instand gestellt. Die finanziellen Schäden werden erfasst. Ent-

scheide über Finanzhilfen werden gefällt, Prioritäten für den Wiederaufbau werden festgelegt. 

Erwarteter Zustand am Ende der Übergangsphase: 

 Die systematische Beurteilung der Nutzbarkeit der Gebäude und finanziellen Gebäudeschäden ist 

abgeschlossen, provisorische Massnahmen sind erstellt. 

 Konkrete Angebote für die Unterbringung von langfristigen Obdachlosen (Monate bis Jahre) beste-

hen. 

 Ausserhalb des Hauptschadenraums sind die Infrastrukturen wieder in Betrieb.  

 Die meisten Einwohner von wenig beschädigten Gebäuden sind wieder zu Hause.  

 Die Eigentümer haben Perspektiven über mögliche kommende Finanzhilfen und Rahmenbedingun-

gen für den Wiederaufbau  

 Eine Planung für die Wiederinstandstellung der noch nicht reparierten Infrastrukturen besteht.  

 

Wiederaufbauphase (Monate bis Jahre) 

In der Wiederaufbauphase werden die zerstörten Bauten und Infrastrukturen nach den neuen planeri-

schen Vorgaben und Grundsätzen wiederaufgebaut, die Finanzierung ist geklärt. 

Erwarteter Zustand am Ende der Wiederaufbauphase: 

 Die Normalität ist wieder erreicht. 

 Die negativen wirtschaftlichen Konsequenzen im Hauptschadenraum wurden minimiert. 
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Anhang 3: Die Messung der Erdbebenintensität anhand der EMS-98-Skala 

Die Intensität beschreibt die Stärke eines Bebens basierend auf dem Ausmass der Zerstörung (Bau-

werke, Landschaft) und der subjektiven Wahrnehmung des Beobachters. Die Intensität eines Bebens ist 

ortsabhängig und wird bestimmt durch seine Magnitude, die Distanz zum Erdbebenherd und die Geolo-

gie (Untergrund). Im klassischen Gebrauch werden die römischen Zahlen zwischen I (Beben nicht ver-

spürt) und XII (totale Zerstörung) auf der Europäischen Makroseismischen Skala 1998 (EMS-98) sub-

jektiv bestimmt. 

Es gibt mittlerweile auch eine instrumentelle Intensität, die unter anderem aus den an den Stationen 

gemessenen maximalen Bodenbeschleunigungen und -geschwindigkeiten berechnet wird. Auf diese Art 

gewinnt man wesentlich schneller einen Eindruck von der Verteilung der Erschütterung, als wenn man 

erst durch Befragung der betroffenen Bevölkerung und durch Schadensabschätzungen eine "klassische" 

Intensitätskarte erstellen muss. Die Messwerte können als Punkte auf einer Karte dargestellt werden 

und / oder nach Interpolation durch ineinander geschlossene Linien (sog. «ShakeMaps»). 

 

 
 

Mögliche Auswirkungen von Erdbeben geordnet nach Intensität und Magnitude (Quelle Schweizerischer 

Erdbebendienst) 
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Anhang 4: Internationaler Vergleich über die Finanzierung von Erdbebenrisiken 

Der nachfolgende internationale Vergleich der Finanzierung von Erdbebenrisiken beruht auf einer Pub-

likation der OECD aus dem Jahr 2018.42  

1. Ausgangslage 

Wie auch bei anderen Grossrisiken gibt es bei der Versicherbarkeit von Erdbebenrisiken eine Reihe von 

Herausforderungen. Die hohe Unsicherheit über Schadenhöhe und Schadenfrequenz und das Potenzial 

für erhebliche Verluste, resultiert in Versicherungsprämien, die höher sind, als viele Haushalte und Un-

ternehmen zu zahlen bereit sind. Diese Problematik zeigt sich nicht nur in der Schweiz, sondern wird 

auch im internationalen Vergleich ersichtlich.  

Nachfolgend wird zuerst die Durchdringung von Erdbebenversicherungen in verschiedenen Ländern be-

schrieben. Der dritte Teil beschreibt verschiedene staatliche Systeme zur Finanzierung von Erdbebenri-

siken.  

2. Versicherungsschutz vor Erdbebenrisiken im internationalen Vergleich 

Gemäss den beiden untenstehenden Abbildungen besteht in den meisten Teilen der Welt eine Unter-

versicherung des Erdbebenrisikos. Diese finanzielle Absicherungslücke macht die Betroffenen anfällig 

für Verluste durch Erdbeben. In den letzten 20 Jahren waren rund 85% der globalen Erdbebenschäden 

nicht versichert. 

Die unterschiedlichen Deckungsgrade von Erdbebenrisiken erklären sich primär durch Beteiligungen des 

Staates an der Deckung vor Erdbebenrisiken. In einigen Ländern wurden öffentliche Erdbeben-(Rück-

)Versicherungsvereinbarungen getroffen, um einen möglichst breiten Versicherungsschutz zu erreichen 

(siehe auch unten). Damit können auch sehr hohe Durchdringungsraten erreicht werden. Zu diesen Län-

dern gehören häufig Länder mit einer überdurchschnittlich hohen Erdbebengefährdung wie etwa Neu-

seeland, Island, Türkei oder Japan (vgl. unten). In vielen Ländern ist hingegen die private Deckung von 

Erdbebenrisiken die hauptsächliche Form der Erdbebenvorsorge (etwa in Italien, Griechenland, Austra-

lien, Österreich, Portugal oder Deutschland). Einige dieser Länder haben eine potentiell hohe Erdbeben-

gefährdung. In den meisten dieser Länder ist die Durchdringung von Erdbebenversicherungen gering, 

obwohl es einige Länder gibt, die ähnliche Durchdringungsraten erreicht haben wie Länder mit speziellen 

öffentlichen Versicherungssystemen.  

 
Quelle: https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf 

                                                      
42 Link: https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf. 

https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf
https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf
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Quelle: https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf. 

3. Öffentliche Erdbebenversicherungen  

Eine Unterversicherung des Erdbebenrisikos kann für Staaten eine implizite Staatsgarantie bedeuten, 

da im Ereignisfall erwartet wird, dass denjenigen ohne ausreichende Versicherung nach einem schweren 

Erdbeben geholfen wird. Die Art und Weise, wie die Wiederaufbaukosten eines Erdbebens verwaltet 

werden, kann sich jedoch ex-ante auch auf die Anreize zur Risikominderung auswirken, denen sich 

Haushalte, Unternehmen und subnationale Regierungsebenen gegenübersehen. In mehreren Ländern 

spielen Regierungen eine Rolle bei der Bereitstellung von Versicherungsschutz für das Erdbebenrisiko. 

Diese wurden häufig speziell eingerichtet, um eine hohe Erdbebengefährdung anzugehen (Bsp.: Kali-

fornien, Vereinigte Staaten, China, Japan, Neuseeland, Taiwan, Türkei). Verbunden mit der Erdbeben-

deckung ist typischerweise eine Prämienzahlung. Staatliche Garantien können jedoch dazu führen, dass 

die Prämienhöhe nicht risikogerecht ausgestaltet ist. Kein Land kennt bislang eine zur Eventualverpflich-

tung für Immobilienbesitzer gemäss dem überwiesenen parlamentarischen Vorstoss 20.4329 analoge 

Einrichtung. In Liechtenstein soll die Diskussion über eine Eventualverpflichtung analog zum Schweizer 

Modell ebenfalls aufgenommen werden.  

Regierungen können direkt Versicherungsschutz bereitstellen und die Systeme verwalten oder die Be-

reitstellung von Erdbebenversicherungen durch private Versicherer unterstützen, indem sie irgendeine 

Form von Rückversicherung oder Garantie bereitstellen. Die öffentlichen Versicherungssysteme in Kali-

fornien (Vereinigte Staaten), China, Island, Neuseeland, Rumänien, Spanien, die Schweiz (Kanton Zü-

rich43) und die Türkei bieten direkten Versicherungsschutz für das Erdbebenrisiko. In Kalifornien besteht 

für private Versicherer eine Angebotspflicht bezüglich der Deckung von Erdbebenrisiken. Die Versiche-

rer haben dabei die Wahl, entweder einen Versicherungsschutz der kalifornischen CEA oder einen ei-

genen Erdbebenschutz anzubieten. In der öffentlichen Erdbebenversicherung in Frankreich, Japan oder 

Taiwan tritt der Staat als Rückversicherer auf. In Frankreich hingegen schreibt der Staat vor, dass alle 

Gebäudeversicherungsverträge automatisch auch Deckung vor Schäden durch Erdbeben enthalten 

müssen, wobei sich die Erstversicherer bei der staatlichen Rückversicherungsgesellschaft Caisse cent-

rale de réassurance rückversichern können. Teilweise können die Erstversicherer die Risiken auch ganz 

an den staatlichen Rückversicherer übertragen. 

In vielen Ländern mit einer Form der öffentlichen Erdbebenversicherungen werden hauptsächlich die 

Erdbebenrisiken privater Haushalte gedeckt (Wohngebäude). Dies ist etwa in Japan, Neuseeland, Tai-

wan, China oder der Türkei der Fall. In Frankreich und Spanien sind zusätzlich auch Geschäftsimmobi-

lien, Motorfahrzeuge und erdbebenbedingte Betriebsunterbrüche gedeckt. In Island und Spanien sind 

neben Wohn- und Gewerbegebäuden zusätzlich auch die öffentliche Infrastruktur gedeckt. Die meisten 

                                                      
43 Die Deckung vor Erdbebenschäden im Kanton Zürich durch die kantonale Gebäudeversicherung ist auf CHF 1 Milliarde pro 

Ereignis begrenzt. Falls die Schadensumme die Obergrenze übersteigt, werden die Zahlungen auf einer pro-rata Basis ge-
kürzt. 

https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf
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Länder wenden dabei eine Obergrenze für die Höhe der Gebäudeschäden an, die durch das System 

gedeckt werden können. Die jeweiligen Erdbebenversicherungen in Kalifornien, Island und Spanien de-

cken demgegenüber alle Schäden nach Abzug eines Selbstbehalts. Die nachfolgende Tabelle gibt einen 

Überblick über bestehende öffentliche Erdbebenversicherungen.  

Bestehende öffentliche Erdbebenversicherungen44 

 

In Island, Rumänien und der Türkei ist der Abschluss einer Erdbebenversicherung obligatorisch. Dies 

erfolgt im Rahmen einer eigenen spezifischen Erdbebenversicherung. In anderen Ländern mit einer 

öffentlichen Erdbebenversicherung ist die Deckung des Erdbebenrisikos eine automatische Ergänzung 

von Feuerversicherungspolicen. In Japan und Kalifornien ist der Abschluss einer Erdbebenversiche-

rung hingegen freiwillig. 

4. Schlussfolgerungen 

 Kein Land kennt bislang eine zur im Projekt zu untersuchende Eventualverpflichtung für Hauseigen-

tümer analoge Einrichtung. Die bestehenden öffentlichen Fazilitäten sind zwar vielfältig, sie entspre-

chen jedoch vielmehr klassischen Versicherungen. In den meisten Ländern wird keine umfassende 

Deckung für Verluste und Schäden geboten. 

 Vom Staat unterstützte oder abgesicherte Versicherungs- und Rückversicherungsvereinbarungen 

können dazu beigetragen, ein höheres Niveau an Erdbebenversicherungsschutz zu erreichen, ins-

besondere in Ländern mit hohem Erdbebenrisiko.  

 Eine Beteiligung des Staates an der Entschädigung von Erdbebenschäden wirkt sich im Allgemei-

nen negativ auf die Durchdringung von privaten Erdbebenversicherungen aus. Eine staatliche Be-

teiligung sollte deshalb gemäss OECD Studie unter dem Bewusstsein ausgestaltet sein, dass pri-

vate Versicherungen dadurch verdrängt werden könnten.  

 Gemäss der OECD Studie kann eine Unterversicherung vor Erdbebenrisiken eine implizite Staats-

garantie begründen, da im Ereignisfall Hilfeleistungen durch den Staat erwartet werden. Die Schaf-

fung von Klarheit über die Höhe der Entschädigung und sonstiger finanzieller Unterstützung durch 

den Staat im Ereignisfall könnte dazu beitragen, die Unterdeckung zu reduzieren. Dies würde es 

Haushalten und Unternehmen ermöglichen, Versicherungslücken zu erkennen und darauf basie-

rend eine bewusste Entscheidung zu treffen. 

                                                      
44 Quelle: https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf. 

https://www.oecd.org/finance/insurance/Financial-management-of-earthquake-risk.pdf
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Anhang 5: System der Eventualverpflichtung zur Finanzierung von Erdbebenschäden (Mo-

tion 20.4329): Verfassungsgrundlage 

Stellungnahme des BJ vom 9. März 2022 
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Anhang 6: System der Eventualverpflichtung zur Finanzierung von Erdbebenschäden 

(Mo. 20.4329): Art. 100 BV (Konjunkturpolitik) und Art. 103 BV (Strukturpolitik) als 

Verfassungsgrundlage? 

Nachtrag des BJ vom 13. April 2022 zur Stellungnahme des BJ vom 9. März 2022 
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Anhang 7: Arbeitsgruppe Eventualverpflichtung Erdbeben 

 

Organisation 

 

 

 

Zusammensetzung 

David Gerber Staatssekretariat für internationale Finanzfragen (SIF), Leiter 

  

Sarah Bochud Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) 

Thomas Braunschweig Bundesamt für Justiz (BJ) 

Stefan Brem Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) 

Blaise Duvernay Bundesamt für Umwelt (BAFU) 

Mirko Grunder  Staatssekretariat für internationale Finanzfragen (SIF), Leiter 
Workstream Recht 

Peter Blumer (WS Recht) Vereinigung Kantonaler Gebäudeversicherungen (VKG) 

Bruno Dorner Staatssekretariat für internationale Finanzfragen (SIF) / Extern 

Natalie Imboden Schweizerischer Mieterverband (MV) 

Alexander Krethlow  Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz, Feuerwehr (RK MZF) 

Gunthard Niederbäumer Schweizerischer Versicherungsverband (SVV), Leiter Workstream 
Assekuranz 

Alain Rossier Vereinigung Kantonaler Gebäudeversicherungen (VKG) 

Frank Schmid Staatssekretariat für internationale Finanzfragen (SIF), Projektlei-
ter 

Bruno Spicher Schadenorganisation Erdbeben (SOE) 

Christoph Werner 

Dominic Wüthrich 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS) 

Bundesamt für Justiz (BJ) 

 

AG Eventualverpflichtung
SIF (Leitung), EFV, BJ, BABS, BAFU, BBL, Kantone (RK MZF), SOE, SVV, VKG, MV

WS Varianten und 
Abwicklung (8) 

-SIF (Leitung)
-SOE
-SVV
-VKG
-EFV
-BAFU
-BABS
-Kantone (RK MZF)

WS Recht (4-5)
-SIF (Leitung) 
-BJ 
-VKG

Projektsekretariat

WS Assekuranz (4)
-SVV (Leitung) 
-VKG
-SOE
-SIF


